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Niederschrift 

 
über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Oberhausen-
Rheinhausen in der Schulsporthalle der Gemeinschats schule in Oberhausen 

 
am 25.04.2016 um 18.00 Uhr 

 
1. Vorsitzender:  Bürgermeister Martin Büchner 
2. Gemeinderäte:  
 
 
 
 
 
 

Andreas Aumüller, Daniel Born, Hajo Böser, Martina 
Börzel, Peter Brand, Katharina Egenberger, Florian 
Häfele, Margareta Hartkorn, Peter Hoffmann, 
Norbert Horn, Katharina Korrmann, Tatjana 
Lindemann, Heinz Nagel, Peter Prestel, Karl Riegel, 
Hans Strubel, Peter vom Brocke, Matthias Werner, 
Margita Zieger, Thomas Zieger 

3. Beamte, Beschäftigte 
usw.: 

Dominic Sievert als Protokollführer 
Melanie Horn, Jennifer Perino, Anne Wicke 

 
Nach Eröffnung der Verhandlung stellt der Vorsitzen de fest, dass zu der 
Verhandlung durch Ladung vom  15.04.2016 ordnungsgemäß eingeladen 
worden ist;  
 
Zeit, Ort und Tagesordnung für den öffentlichen Tei l der Verhandlung am  
22.04.2016 ortsüblich bekannt gegeben worden sind; 
 
Das Kollegium beschlussfähig ist, weil 21 Mitglieder anwesend sind. 
 
Es fehlten als beurlaubt: 
 
Pascal Bechtel, Werner Most 
 
nicht beurlaubt oder aus anderen Gründen: 
 
-- 
 
als Urkundspersonen wurden ernannt: 
 
Florian Häfele, Hans Strubel 
 
 
Hierauf wurde in die Beratung der auf der Tagesordn ung stehenden Punkte 
eingetreten und folgendes beschlossen: 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 1 öffentlich DS-Nr. GR37/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Bekanntgabe der in der nichtöffentlichen Gemeindera tssitzung am 21.03.2016 
gefassten Gemeinderatsbeschlüsse           
 
 
Der Gemeinderat fasste in seiner nichtöffentlichen Sitzung am 21.03.2016 folgende 
Beschlüsse: 
 
1. Der Gemeinderat stimmte einem Antrag auf Stundung einer Forderung gemäß 

dem genannten Vorschlag zu.  
 
2. Der Gemeinderat stimmte der Verlängerung der Teilzeitbeschäftigung einer 

Mitarbeiterin bis zum 30.04.2018 zu. Außerdem wurde der Verringerung der 
Arbeitszeit von 75 % auf 70 % ab 01.04.2016 zugestimmt. 

 
3. Der Gemeinderat stimmte der Verlängerung eines 

Arbeitnehmerüberlassungsvertrages mit der BEQUA zu. 
 
 
Diese Beschlüsse werden gemäß § 35 Abs. 1 GemO bekannt gegeben und zwar in 
der in diesem Paragrafen vorgeschriebenen Form, d.h. ohne Abstimmungsergebnis 
und ohne Bekanntgabe des Verlaufs. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 2 öffentlich DS-Nr. GR38/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Vorstellung des Konzepts des Caritasverband es Bruchsal e. V. zur 
bedarfsgerechten Versorgung und Pflege älterer Mens chen in Oberhausen-
Rheinhausen 
- Erweiterung Seniorenhaus Sankt Klara 
- zusätzliche Angebote in Rheinhausen      
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  begrüßt zu diesem Tagesordnugnspunkt Frau Brucker vom 
Caritasverband e.V., die dem Gremium die nachstehende Präsentation vorstellt und 
für anschließende Fragen zur Verfügung steht. 
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Nach der Vorstellung der Präsentation durch Frau Brucker geht Bürgermeister 
Büchner  nochmals auf die nachstehende Sitzungsvorlage ein. 
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Ausgangssituation 
 
Aufgrund des demographischen Wandels ist in den kommenden Jahren von einer 
starken Zunahme der Anzahl älterer und hilfsbedürftiger Menschen auszugehen. 
Gemäß der Kreispflegeplanung 2020 wird die Zahl der hochaltrigen Menschen (ab 
80 Jahre) in Oberhausen-Rheinhausen bis zum Jahr 2020 auf 751 Personen 
ansteigen -das entspricht einer Steigerung von 47%. In dieser Altersgruppe ist von 
einem zunehmenden Bedarf an Hilfe- und Pflegeleistungen auszugehen. 
 
Dem Anstieg an hochaltrigen und pflegebedürftigen Personen stehen rückläufige 
familiäre Pflegepotenziale gegenüber. Verantwortlich hierfür sind demographische 
und gesellschaftliche Entwicklungen, wie eine zunehmende Singularität und 
Feminisierung des Alters, eine steigende Frauenerwerbsquote, rückläufige 
Geburtenraten sowie eine hohe berufliche Mobilität. 
 
Auch bei zunehmender Hilfe- und Pflegebedürftigkeit wünschen sich die meisten 
Älteren in ihrem gewohnten Umfeld verbleiben zu können. Ist eine Betreuung zu 
Hause nicht mehr möglich, sollten pflegebedürftige Menschen möglichst in lokalen 
Einrichtungen versorgt werden, da vertraute Orts- und Nachbarschaftsbindungen 
entscheidend zu Wohlbefinden und Lebensqualität beitragen können. 
 
Wie die aktuelle Kreispflegeplanung für 2020 zeigt, wird der künftige Bedarf an 
professionellen Versorgungsmöglichkeiten für Ältere mit dem derzeitigen 
pflegerischen Angebot in Oberhausen-Rheinhausen nicht gedeckt. Es ist dabei von 
folgenden Zahlen auszugehen: 
 
 Ist  Bedarf  Fehlbedarf  
Betreutes Wohnen 3 68 -65 
Pflegeheim 72 94 -22 
Ambulant betreute WG 0 9 -9 
Tagespflege 0 14 -14 
 
Die dargestellten Entwicklungen machen deutlich, dass frühzeitig mit der 
bedarfsgerechten Anpassung und Weiterentwicklung der pflegerischen 
Versorgungsstrukturen in Oberhausen-Rheinhausen begonnen werden sollte. 
 
Da mit zunehmenden Alter auch das Risiko für demenzielle Erkrankungen steigt, 
kommt insbesondere auch Angeboten für demenzerkrankte Menschen eine wichtige 
Bedeutung zu. 
 
Darüber hinaus ist festzustellen, dass immer mehr Menschen mit Handikap, die in 
der Vergangenheit in Betreuungseinrichtungen der Lebenshilfe bzw. des 
heilpädagogischen Wohn- und Beschäftigungsverbundes ihren Lebensmittelpunkt 
hatten, nunmehr das Rentenalter erreichen und ebenso pflegebedürftig werden. Dies 
muss bei den zukünftigen Planungen ebenso berücksichtigt werden. Diese 
Menschen haben ebenfalls Anspruch darauf auch im Alter in der Gemeinde ein 
Zuhause zu finden. 
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Planungen des Caritasverbandes Bruchsal e. V. in Ob erhausen-Rheinhausen 
 
Ortsteil Oberhausen 
 
Im Ortsteil Oberhausen soll das bestehende Seniorenhaus, wie aus den 
nachstehenden Plänen ersichtlich, erweitert werden (Erweiterungsgebäude in grau-
gelb): 
 

 
 
Abbildung 1 Lageplan Erweiterug Seniorenhaus 
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Abbildung 2 3D-Darstellung des Seniorenhauses mit E rweiterung 
 

 
Abbildung 3 3D-Darstellung Neubau 
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Abbildung 4 3D-Darstellung Innenhof Wohngruppe für demenzerkrankte Menschen, 

Ausblick Richtung Windhunderennplatz 
 
 
Das Seniorenhaus Sankt Klara in Oberhausen-Rheinhausen verfügt über 72 
stationäre Pflegeplätze, die sich auf vier Wohngruppen je 18 Bewohnern verteilen. 
Es soll durch einen Anbau in südlicher Richtung erweitert werden. 
 
Für die Erweiterung wird ein Teil des Spielplatzes benötigt. Dafür könnte jedoch ein 
neuer Generationenspielplatz nach den Vorstellungen des Caritasverbandes 
entstehen. Vorbild sollte hierbei die Aktion „alla hopp“ der Dietmar Hopp Stiftung 
sein. Dabei handelt es sich um so genannte Bewegungs- und Begegnungsanlagen 
mit Angeboten für junge und alte Menschen. Hierdurch können nicht nur der Erhalt 
der Gesundheit, sondern auch die Begegnung verschiedener Generationen gefördert 
werden. (Informationen hierzu unter http://www.alla-hopp.de) 
 
Der bestehende Garten des Seniorenhauses St. Klara soll weitgehend erhalten 
bleiben, zusätzlich soll ein weiterer geschützter Garten für demenziell erkrankte 
Menschen entstehen. 
 
Außerdem sollen 30 Parkplätze neu geschaffen werden, womit sich die aktuelle 
Parksituation beim bestehenden Seniorenhaus verbessern würde. 
 
Im Erweiterungsbau sind folgende Angebote geplant: 
 

�  Zusätzliche stationäre Pflegeplätze 
Im Anbau sollen zwei stationäre Wohngruppen für demenzkranke Menschen mit 14 
bzw. 6 Bewohnern eingerichtet werden, wobei die kleinere Wohngruppe als 



Nr. 5/2016 
 

-13- 

beschützende “Pflegeoase“ speziell auf die Bedürfnisse schwer demenzerkrankter 
Menschen ausgerichtet ist. In diesem Bereich sind die Fenster und Türen sowie die 
Ein- und Ausgangsbereiche gesichert, um ein unbemerktes Verlassen des 
Wohnbereiches zu vermeiden und die damit verbundene Selbstgefährdung der 
Bewohner zu verhindern. Da Menschen mit Demenz häufig einen großen 
Bewegungsdrang verspüren, wird ein direkter Zugang zu einem geschützten Garten 
geschaffen, in dem sich die Betroffenen frei und ungefährdet bewegen können. 
Durch diese beiden Wohngruppen könnten insgesamt 20 neue stationäre 
Pflegeplätze geschaffen werden. 
 

�  Intensiv Betreutes Wohnen 
Darüber hinaus sollen im geplanten Anbau 30 betreute Wohnungen geschaffen 
werden. Die Wohnform des betreuten Wohnens eignet sich insbesondere für ältere 
Menschen, die (noch) keinen ausgeprägten Hilfe-, Betreuungs- und/oder 
Pflegebedarf haben, jedoch in einer Wohnanlage leben wollen, die neben 
barrierefreiem Wohnraum eine Reihe von Angeboten und Leistungen im Bereich 
Sicherheit, allgemeine Betreuung und niederschwellige Unterstützungsleistungen 
bietet. Der Caritasverband Bruchsal e. V. hält dabei als Betreuungsträger Service- 
und Wahlleistungen vor. 
Durch die unmittelbare Anbindung an das Seniorenhaus ergeben sich, nach der 
Darstellung des Caritasverbandes, für die Bewohner eine Reihe von Vorteilen. So 
stünden im Notfall rund um die Uhr Ansprechpartner zur Verfügung und falls sich der 
Pflege- und Hilfebedarf erhöht, besteht die Möglichkeit entweder die Tagespflege im 
gleichen Gebäude zu nutzen oder in den stationären Bereich umzuziehen. Es wird 
also kein Ortswechsel erforderlich und die sozialen Kontakte und 
nachbarschaftlichen Beziehungen können erhalten werden. 
 

�  Tagespflege 
In der Kreispflegeplanung ist Bedarf für 14 Tagespflegeplätze ausgewiesen. Die 
Tagespflege ist ein Angebot für ältere Menschen, die zu Hause betreut und gepflegt 
werden. Dies entspricht dem Wunsch der meisten älteren Menschen, jedoch sind die 
Angehörigen in der Regel durch die Pflege stark belastet. Durch die Tagespflege 
kann in vielen Fällen eine Unterbringung in ein Pflegeheim hinausgezögert oder 
verhindert werden. Die Tagesgäste werden morgens von einem Fahrdienst abgeholt 
und nachmittags wieder nach Hause gebracht. In der Tagespflege erhalten Sie ein 
abwechslungsreiches Programm mit verschiedenen Aktivierungs- und 
Beschäftigungsangeboten, drei Mahlzeiten sowie bei Bedarf die nötige pflegerische 
Versorgung. Die Tagespflege fördert und aktiviert die praktischen Fähigkeiten und 
bietet Abwechslung, Geselligkeit und soziale Kontakte. Die eigene Wohnung und die 
vertraute Umgebung werden so lange wie möglich erhalten. Darüber hinaus leistet 
die Tagespflege einen wesentlichen Beitrag zur Entlastung der pflegenden 
Angehörigen. 
 
 
 
Ortsteil Rheinhausen 
 

�  Betreutes Wohnen 
Der Caritasverband Bruchsal e. V. stellt fest, dass mit der Schaffung von zusätzlich 
30 betreuten Wohnungen in Oberhausen der in der Kreispflegeplanung 2020 
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ausgewiesene Bedarf noch nicht gedeckt sei. Daher könnten in Rheinhausen 
zusätzlich 25 betreute Wohnungen geschaffen werden. 
 

�  Ambulant betreute Wohngemeinschaften 
Bei ambulant betreuten Wohngemeinschaften handelt es sich um ein relativ neues 
Versorgungskonzept, das im Landkreis Karlsruhe bislang noch wenig verbreitet ist. 
Ambulant betreute Wohngemeinschaften sind eine Alternative zum „klassischen 
Pflegeheim“ für hilfe-und pflegebedürftige Menschen, die nicht mehr zu Hause leben 
können oder wollen. Hier leben die Bewohner in kleinen, familienähnlichen 
Gemeinschaften bis zu zwölf Personen in einer großen Wohnung zusammen. Alle 
verfügen über ein Einzelzimmer mit eigenem Bad, das mit eigenen Möbeln und 
persönlichen Gegenständen eingerichtet werden kann. Den Mittelpunkt einer 
Wohngemeinschaft bildet ein großer Gemeinschaftsraum mit Wohnküche in der die 
Bewohner gemeinsam kochen, essen und Zeit miteinander verbringen können. 
Bekannte, alltägliche Aufgaben im Haushalt wie beispielsweise die Zubereitung des 
Essens, Tischdecken, Abspülen und Blumen gießen, an denen die Bewohner aktiv 
beteiligt werden, helfen Erinnerungen zu wecken und noch vorhandene 
Kompetenzen zu nutzen und aufrecht zu erhalten. Der an einer Alltagsnormalität 
ausgerichtete Tagesablauf richtet sich nach den Wünschen der Bewohner, bietet 
Unterstützung und Entlastung und fördert die Selbstbestimmung. Die Betreuung und 
Pflege wird von Präsenzkräften bzw. einem ambulanten Pflegedienst übernommen. 
Dieses Versorgungsmodell eignet sich insbesondere auch für Menschen mit 
demenziellen Erkrankungen. In Rheinhausen könnten ein oder zwei 
Wohngemeinschaften mit jeweils zwölf Plätzen geschaffen werden. 
 
 
 

Stellungnahme der Gemeindeverwaltung 
 
Wie aus der oben dargestellten Ausgangssituation ersichtlich, besteht für die 
Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen bis zum Planjahr 2020 ein erheblicher 
Ausbaubedarf an senioren- und behindertengerechtem Wohnraum. Die Planungen 
zur Erweiterung des bestehenden Seniorenhauses St Klara im Schelmenweg sind 
daher dringend erforderlich und notwendig. Zusammen mit den weiteren 
Maßnahmen, Adlerstraße 31, Weiherweg 36 und dem nachfolgenden 
Tagesordnungspunkt, stellen sie sicher, dass ältere und mobilitätseingeschränkte 
oder behinderte Menschen auch in der Zukunft ein Zuhause in unserer Gemeinde 
finden werden. Zu begrüßen ist auch die Tatsache, dass sich der Caritasverband 
Bruchsal e. V. Gedanken dahingehend macht, zusätzliche Angebote im Ortsteil 
Rheinhausen zu schaffen. 
 
Im Hinblick auf die damit verbundene Beschränkung des Kinderspielplatzes im 
Gartenweg soll als Ausgleich eine Attraktivitätssteigerung stattfinden. Teilweise 
werden die zur Zeit vorhandenen Flächen, auf denen sich keine Spielgeräte 
befinden, nur sehr geringfügig genutzt. Durch die Aufwertung des Geländes mit 
attraktiven Spiel- und Bewegungsmöglichkeiten für Kinder und Seniorinnen und 
Senioren kann der Eingriff nach Auffassung der Gemeindeverwaltung zumindest 
teilweise kompensiert werden.  
 
Eine Alternative zum bisherigen Standort des Seniorenhauses sieht die 
Gemeindeverwaltung nicht. Es könnte lediglich auf die Erweiterung verzichtet 
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werden. Dies geht jedoch vollständig zu Lasten der älteren Bevölkerung, die auch 
über das Zieljahr 2020 hinaus noch anwachsen wird. 
 
Positiv zur Kenntnis genommen wird auch, dass das Leistungsangebot in der 
Gemeinde erheblich erweitert wird. Neben stationären Pflegeplätzen sollen intensiv 
betreute Wohngruppen sowie eine Tagespflege neu eingerichtet werden. Damit 
steigen die Wahlmöglichkeiten der Betroffenen und erhalten ein attraktives und 
vielfältiges Programm, das alle derzeit diskutierten Betreuungsmöglichkeiten 
abdeckt. 
 
Die vorgesehene Erweiterung des Seniorenhauses St. Klara wurde bereits beim 
Runden Tisch „Pflege- und Betreuungsinfrastruktur in Oberhausen-Rheinhausen“ 
diskutiert und positiv zur Kenntnis genommen. 
 
Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen um deren 
Stellungnahmen zum Tagesordnungspunkt. 
 
Gemeinderätin Hartkorn (CDU) bittet die Gemeindeverwaltung den Kinderspielplatz 
in Richtung Bruchgärten zu erweitern, da eine erhebliche Fläche des 
Kinderspielplatzes bei der Realisierung des Vorhabens verloren ginge. Dem übrigen 
Beschlussvorschlag kann die Fraktion der CDU die Zustimmung erteilen. 
 
Gemeinderätin Kormann (FÖDL) und die Fraktion der FÖDL können dem 
Beschlussvorschlag grundsätzlich zustimmen. Als Wehrmutstropfen bezeichnet sie 
jedoch den teilweisen Wegfall des Kinderspielplatzes sowie den Wegfall zahlreicher 
Bäume. Hier bittet die Fraktion der FÖDL zu prüfen, ob die bestehenden Bäume bei 
der Planung mit eingebunden werden können. Sollte dies nicht möglich sein, so 
sollen auf alle Fälle neue Baumpflanzungen in gleichem Maße stattfinden. 
 
Gemeinderat Brand (SPD) und die Fraktion der SPD nehmen den geplanten 
Ausbau der Angebote des Seniorenhauses St. Klara in Oberhausen-Rheinhausen 
zustimmend zur Kenntnis. Ebenfalls nimmt die Fraktion zustimmend zur Kenntnis, 
dass sich der Caritasverband Bruchsal e. V. Gedanken in Bezug auf zusätzliche 
Angebote im Ortsteil Rheinhausen macht und unterstützt diese 
 
Gemeinderat Strubel (FW) und die Fraktion der FW können die Planungen 
zustimmend zur Kenntnis nehmen. Folglich kann er den Beschlussvorschlägen 
zustimmen. Die Freien Wähler stellen den Antrag, die Spielplatzfläche im bisher 
bestehenden Ausmaß zu erhalten und in Richtung Süden bis zum Weg Richtung 
Vogelpark zu erweitern. 
 
Bürgermeister Büchner  formuliert zwei weitere Beschlussvorschläge gemäß den 
Stellungnahmen (Anträge) der Fraktionen. 
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Beschluss:  
 
 
1. 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig den geplanten Ausb au der Angebote des 
Seniorenhauses St. Klara in Oberhausen-Rheinhausen zustimmend zur 
Kenntnis. 
 
 
2. 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig zustimmend zur Ken ntnis, dass sich der 
Caritasverband Bruchsal e. V. Gedanken in Bezug auf  zusätzliche Angebote im 
Ortsteil Rheinhausen macht und unterstützt diese. 
 
 
3. 
Antrag der Fraktionen 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig die Gartengru ndstücke, die für einen 
Ausgleich der Fläche im Verhältnis 1:1 benötigt wer den, zu kündigen. 
 
 
4. 
Antrag der FW-Fraktion 
Der Gemeinderat beschließt alle Gartengrundstücke b is zum Weg „Zum 
Vogelpark“ zu kündigen. 
 
��� �  2 Ja-Stimmen, 17 Gegenstimmen und 2 Enthaltungen 
��� �  Ablehnung 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 3 öffentlich DS-Nr. GR39/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Umwandlung des Spiel platzes in der Leharstraße, OT Rheinhausen zur 
Nutzung als Sozialstation, 2 Wohngruppen für je 12 Bewohne r, Tagespflege für 
18 Gäste, Beatmungswohngruppe für 8 Bewohner sowie Praxisräume für 
Ärzte      
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  geht ausführlich auf den Sachverhalt ein und merkt an, 
dass der Gemeinderat der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen in seiner Sitzung 
am 21.03.2016, DS-Nr. GR29/2016, TOP Nr. 6 den Antrag der Firma WIMA auf 
Änderung des Bebauungsplans „Weiherweg“ zur Errichtung einer sozialen 
Einrichtung mit ambulant betreuten Wohngruppen beraten hat. Mehrheitlich wurde 
die vorgestellte Planung am Standort „Weiherweg 36“ abgelehnt. Als Alternative 
wurden verschiedene andere Grundstücke angesprochen, deren Verfügbarkeit für 
eine Bebauung unterschiedlich schnell realisierbar ist. So befinden sich die 
vorgeschlagenen Grundstücke Adlerstraße, OT Oberhausen sowie die Grundstücke 
im Anschluss an die derzeitige Bebauung „Ost“ im Außenbereich der Gemeinde. Zur 
Umsetzung wird ein umfangreiches Bebauungsplanverfahren notwendig. Auch die 
Möglichkeit, dass der Investor die für den Bau erforderlichen Grundstücke erwerben 
kann, ist derzeit noch offen. So liegen Zusagen von den derzeitigen Eigentümern 
nicht vor. Im übrigen haben diese Grundstücke eine Tiefe, die erheblich über die 
beabsichtigte Bebauung hinausgeht. Die Grunderwerbskosten sind daher nur schwer 
zu ermitteln und können das Vorhaben zum Scheitern bringen. 
 
 

 
Abbildung 5 Standort an Bebauung "Ost", OT Rheinhau sen 
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Abbildung 6 Standort Adlerstraße, OT Oberhausen 
 
 

 
Abbildung 7 Standort bei den Tennisplätzen, OT Rhei nhausen 
 
 
Der Alternativstandort beim Tennisplatz verfügt über einen sehr ungünstigen 
Grundstückszuschnitt, der die Bebauung mit den beabsichtigten Einrichtungen 
ausschließt bzw. erheblich erschwert. Aufgrund der Nähe zu den Tennisplätzen, 
müsste im Rahmen der Änderung des Bebauungsplans „Ost“ ein Lärmgutachten 
eingeholt werden, um die Verträglichkeit der Sportnutzung (Tennisplätze) mit der 
Wohnnutzung sicher zu stellen. Wegfallen würde bei einer Bebauung die derzeitige 
Nutzung der Fläche als Grundschulsportanlage. 
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Standort Leharstraße (Spielplatz) 
 
Als weiterer genannter möglicher Standort verbleibt der Spielplatz in der Leharstraße. 
Das Grundstück hat eine Größe von 2.912 m² und steht im Eigentum der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen. Im Bebauungsplan „Ost“ ist es als Spielplatz 
ausgewiesen. In unmittelbarer Nähe befinden sich mehrere öffentliche Stellplätze. 
Zur Nutzung als soziale Einrichtung und ambulant betreute Wohngruppen wäre die 
Änderung des derzeitigen Bebauungsplans „Ost“ erforderlich. 
 
 

 
Abbildung 8 Standort Leharstraße (Spielplatz), OT R heinhausen 
 
 

Stellungnahme der Gemeindeverwaltung 
 
Wie bereits in der Sitzungsvorlage DS-Nr. GR29/2016 ausgeführt und in der Sitzung 
am 21.03.2016 betont, ist für die zukünftige Entwicklung der Gemeinde der Bau von 
betreuten Wohnanlagen in allen Formen dringend notwendig. Bis zum Jahr 2020 
besteht nach der Sozialplanung des Landkreises ein Bedarf von 65 Einheiten, der 
nur erfüllt werden kann, wenn die der Gemeinde angebotenen Lösungen akzeptiert 
werden, sofern diese rechtlich möglich sind. Dabei sollte auch im angemessenen 
Umfang auf die Vorstellungen und Wünsche der Investoren eingegangen werden, da 
an vielen Orten für die Zukunft gebaut und geplant werden muss.  
Die Gemeindeverwaltung hält grundsätzlich den Standort in der Leharstraße für 
sinnvoll und machbar. Damit würde auch der Wohnort Rheinhausen entsprechend 
aufgewertet werden. Bedauerlich dabei ist, dass damit eine weitere Fläche unserer 
Kinder für die Entwicklung der Gemeinde geopfert werden muss. Bei der 
angestrebten Innenentwicklung vor Außenentwicklung ist dies jedoch unvermeidbar, 
wenn nicht jede Weiterentwicklung ausgeschlossen wird. Die Weiterentwicklung dient 
dabei weniger der Verfolgung aktueller Trends sondern ausschließlich der 
Abdeckung erkennbarer Bedarfe in der Gemeinde. Als Ausgleich sieht die 
Gemeindeverwaltung die Aufwertung derzeit als Bolzplatz und 
Grundschulsportanlage genutzte Fläche bei den Tennisplätzen (siehe Abbildung 3) 
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zu einem Spielplatz. Auch hier gibt es auch Vorbehalte im Hinblick auf die 
Störempfindlichkeit der Nutzung der Tennisanlage. Die Gemeindeverwaltung ist 
jedoch der Auffassung, dass dies nicht so gravierend ist, als dass beide Nutzungen 
nicht nebeneinander existieren könnten. Bereits in der Vergangenheit wurde das 
Gelände zeitweise intensiv als Bolzplatz genutzt, ohne dass es zu Beschwerden des 
TC Rheinhausen gekommen wäre.  
 
Es ist auch nicht auszuschließen, dass es zu Beschwerden der derzeitigen Nutzer 
und Anwohner der Rheinstraße und Leharstraße sowie der weiteren umliegenden 
Straßen kommt, da eine aktuelle Nutzung aufgegeben, ein bisher unbebautes 
Grundstück massiver bebaut wird als die Umgebungsbebauung und der 
Fahrzeugverkehr durch das neu entstehenden Objekt zunehmen wird. 
 
Im Hinblick auf die Dringlichkeit für die entstehende neue Einrichtung, die 
gewährleisten soll, dass ältere Mitbürgerinnen und Mitbürger auch in der Zukunft 
ihren Lebensmittelpunkt in der Gemeinde haben können, bestehen jedoch kaum 
Alternativen. Hierzu darf auf den Sachvortrag und die bisher vorgeschlagenen 
Alternativen verwiesen werden, von denen keine kurz- oder mittelfristig realisiert 
werden kann. Darüber hinaus ist auch bei diesen Standorten mit Stellungnahmen zu 
rechnen, die einer Bebauung kritisch gegenüber stehen. So möchte die 
Gemeindeverwaltung nur darauf hinweisen, dass Standorte am Ortsrand in der 
Vergangenheit häufig mit einem „Abschieben“ älterer Menschen gleichgestellt 
wurden.  
 
Aufgrund der Notwendigkeit schlägt die Gemeindeverwaltung vor, den Standort 
„Leharstraße Spielplatz“ für die Bebauung sozialer Einrichtungen, Ärzte sowie 
ambulant betreuten Wohngruppen vorzusehen. 
 
Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen um deren 
Stellungnahmen zum Tagesordnungspunkt. 
 
Gemeinderat Prestel (CDU) kann dem Beschlussvorschlag grundsätzlich 
zustimmen. Wie auch im Ortschaftsrat beschlossen, spricht man sich jedoch für den 
Erhalt einer Fläche von ca. 900 m² für den Kinderspielplatz aus. Der Veräußerung 
von ca. 2.000 m² für das Vorhaben könnte man seitens der Fraktion der CDU 
zustimmen. Im gleichen Zuge sollte ein Teil des Bolzplatzes als Kinderspielplatz 
umgenutzt werden und entsprechende Spielgeräte dort aufgestellt werden. 
 
Gemeinderat Riegel (FÖDL) kann sich den Ausführungen seines Vorredners in 
allen Punkten anschließen. Die Fraktion der FÖDL spricht sich für den Erhalt von 
einer Fläche mit einer Größe von rund 900 m² auf dem entsprechenden Grundstück 
als Kinderspielplatz aus. Der Veräußerung der Restfläche mit ca. 2.000 m² zur 
Realisierung des Vorhabens könnte man seitens der Fraktion der FÖDL zustimmen. 
 
Gemeinderat Brand (SPD) und seine Fraktion sprechen sich für eine Veräußerung 
von rund 2.000 m² zur Realisierung des Vorhabens aus. Die Restfläche des 
Grundstücks sollte als Spielplatzfläche erhalten werden. 
 
Gemeinderat Strubel (FW) und die Fraktion der FW stellen den Antrag, dass 
nochmals über den Standort Weiherweg 36 abgestimmt werden sollte, da dieser 
Standort in allen Belangen nach Ansicht seiner Fraktion der wesentlich geeignetere 
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ist. Die Fraktion der FW werden der Errichtung des Vorhabens auf dem stark 
frequentierten Spielplatzes Leharstraße keine Zustimmung erteilen. Man spricht sich 
ausdrücklich für die Realisierung des Vorhabens in der Gemeinde aus, jedoch nicht 
am vorgeschlagenen Standort beim Spielplatz in der Leharstraße. 
 
Bürgermeister Büchner  formuliert den Beschlussvorschlag ensprechend den 
Ausführungen der Fraktionen und lässt den Gemeinderat darüber abstimmen. 
 
 
Beschluss:  
 
1. 
Antrag der Fraktion der FW 
Der Gemeinderat beschließt, dass über das Grundstüc k Weiherweg 36 noch 
einmal in diesem Gremium abgestimmt werden soll. 
 
��� �  5 Ja-Stimmen 15 Gegenstimmen und 1 Enthaltung 
��� �  Ablehnung 
 
 
2. 
Der Gemeinderat stimmt der Errichtung einer Sozials tation, 2 Wohn-gruppen 
für je 12 Bewohner, Tagespflege für 18 Gäste, Beatm ungs-wohngruppe für 8 
Bewohner sowie Praxisräume für einen Arzt zu. 
 
Die Größe der Grundfläche des Gebäudes sowie der Fl äche des Grundstückes 
(ca. 2000 qm) werden dabei wie in der Anfrage für d as Grundstück 
Weiherweg 36 zu Grunde gelegt. 
Das Gebäude wird auf der nördlichen Seite des Spiel platzes (Ecke 
Mozartplatz/Leharstraße) errichtet werden, da auf d em Mozartplatz bereits 
mehrgeschossige Gebäude und zahlreiche Parkmöglich- keiten vorhanden 
sind 
 
Der Gemeinderat beschließt die Beibehaltung des ver kleinerten Spielplatzes 
von ca. 900 qm auf dem ursprünglichen Spielplatz in  der Leharstraße. 
 
Der Gemeinderat beschließt, dass die wegfallende Sp ielfläche vom Spielplatz 
Leharstraße von ca. 2000qm weitestgehend auf dem Bo lzplatz geschaffen 
wird. 
Die Aschebahn sowie die Hoch-/Weitsprunggrube für d ie Grundschule bleiben 
erhalten. 
 
��� �  13 Ja-Stimmen, 3 Gegenstimmen und 5 Enthaltungen 
��� �  Zustimmung 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 4 öffentlich DS-Nr. GR40/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Tullahalle Rheinhausen  
- Beschluss über die zukünftige Hallengröße 
- Beschluss über den Standort der neuen Halle 
- Kenntnisnahme der voraussichtlichen Kosten      
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  erläutert ausführlich den Sachverhalt des 
Tagesordnungspunktes. Der Gemeinderat hat sich in seiner Sitzung am 22.09.2015, 
TOP Nr. 3, DS.-Nr. GR76/2015 mit der weiteren Zukunft der Tullahalle in 
Rheinhausen befasst und das Büro SportConcept mit einer Bedarfsanalyse sowie 
einer Konzeptstudie beauftragt.  
Zur Ermittlung des Bedarfs sowie der konkreten Vorstellungen der derzeitigen Nutzer 
der Tullahalle sowie des Tulllabades fanden neben einer schriftlichen Befragung 
bisher auch zwei Veranstaltungen statt, in deren Rahmen der schriftlich abgefragte 
Bedarf ebenso erörtert wurde wie Lösungsmöglichkeiten. 
 
 

Bedarf 
 
Insgesamt nutzen 15 Vereine und Gruppierungen derzeit die Tullahalle und 7 
Vereine, Gruppierungen und Unternehmen das Tullabad regelmäßig. 
 

 
Aus dieser Aufstellung ist zunächst ersichtlich, dass bei der überwiegenden Anzahl 
der Nutzer nicht der sportliche Aspekt im Vordergrund steht sondern der 
gesellschaftliche. Dennoch ist die überwiegende Zeit der Nutzung der Halle dem 
Sport gewidmet. 
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Der Bedarf als Veranstaltungshalle wurde von den Nutzern wie folgt angegeben: 
 

 
Hieraus ergibt sich der maximale Bedarf für Veranstaltungen in der Halle von 
1.000 Personen unbestuhlt, 500 Personen bestuhlt und 350 Personen an Tischen. 
Nicht berücksichtigt wurde hierbei die im vierjährigen Abstand stattfindende 
Weihnachtsfeier der Grundschule Rheinhausen (500 Personen bestuhlt an Tischen). 
Die angegebene Sportnutzung findet bei dieser Größe ausreichend Platz mit 
Ausnahme eines Übungsbetriebes für aktive Fußballmannschaften. 
Derzeit verfügt die Tullahalle über eine Nutzungskapazität nach den vorhandenen 
Bestuhlungsplänen von 650 Personen unbestuhlt, 295 Personen bestuhlt und 284 
Personen an Tischen. 
 
 

Möglichkeiten, den vorhandenen Bedarf abzudecken 
 
Da der derzeit vorhandene Bedarf nicht abgedeckt werden kann und eine 
Erweiterung der bestehenden Halle unwirtschaftlich ist, besteht lediglich die 
Möglichkeit eines Neubaus sofern man auf den gestiegenen Bedarf Rücksicht 
nehmen möchte. 
 
Dabei stehen drei Alternativen zur Auswahl: 
 
1. Alternative 
Einfeldhalle mit zusätzlichem Bühnenraum und einer Größe der Hallen/Sportfläche 
von 15 m x 27 m. Diese Halle bietet Platz für ca. 900 Personen unbestuhlt, 400 
Personen bestuhlt in Reihe und 350 Personen bestuhlt an Tischen. 
 
2. Alternative 
Eine Halle mit dem „Sondermaß“ 20 m x 30 m und einer sogenannten mobilen 
Bühne, die als Klappbühne vorgesehen wäre. Bei dieser Lösung fänden insgesamt 
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ca. 1.000 Menschen unbestuhlt Platz in der Halle. Die weiteren Zahlen würden auf 
500 bzw. 450 ansteigen. 
 
3. Alternative 
Als weitere mögliche Größe einer Halle, die noch im Rahmen des gemeldeten 
Bedarfs liegen würde, wäre eine 1 ½-fach Halle mit den Maßen 18 m x 36 m. Diese 
bietet Platz für 1.100 Menschen bei unbestuhlter Nutzung bzw. 550 und 500 in den 
weiteren Varianten. 
 
 

Mögliche Standorte 
 
Für den Bau einer neuen Halle stehen unterschiedliche Standorte zur Verfügung. 
 
1. Standort an der jetzigen Halle  
 

Abbildung 9 Standort "Alte Halle"  
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2. Standort auf der Fläche der Ortsverwaltung 
 

 
 
3. Standort bei der Ortsverwaltung und Erhalt des T ullabades 
 

Abbildung 11 Standort „Ortsverwaltung mit Tullabad“  

Abbildung 10 Standort "Ortsverwaltung"  
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Kosten 
 
Die Kosten wurden vom Büro SportConcept in drei Abschnitten aufgeteilt. Im ersten  
Abschnitt werden die Baukosten für die drei alternativen Hallengrößen ermittelt. 
Anschließend die zusätzlichen Kosten für den Abriss der Ortsverwaltung bzw. der 
Sanierung des Tullabades. 
 
Einfeldhalle mit fester Bühne 
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Halle mit dem „Sondermaß“ 20 m x 30 m und einer Klappbühne 

 
 
1 ½-fache Halle 
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Mehrkosten Standort „Ortsverwaltung“ 
 

 
 
 
Mehrkosten „Sanierung Tullabad“ 
 

 
 

Anregungen der Nutzer zu den möglichen Alternativen  
 
Die Mehrheit der anwesenden Nutzer sprach sich dafür aus, dem geänderten Bedarf 
Rechnung zu tragen. Die „neue“ Tullahalle sollte die derzeitige Nutzung auch in der 
Zukunft ermöglichen. Dabei wurde dem Standort Ortsverwaltung trotz der dadurch 
entstehenden Mehrkosten der Vorzug eingeräumt, da damit der Sportbetrieb und die 
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Veranstaltungen weiterhin bis zur Fertigstellung eines Neubaus möglich wären. Im 
Hinblick auf die Kosten sei der Erhalt des Tullabades wohl nur schwer darstellbar. Im 
Hinblick auf die Hallengröße wünscht man sich eine Einfeldhalle mit gesondertem 
Bühnenraum in der Größe des angemeldeten Bedarfs. Der Alternative einer 
Klappbühne steht man skeptisch im Hinblick auf die Funktionalität und der Wartung 
gegenüber.  
 
 

Stellungnahme der Gemeindeverwaltung  
 
Die Gemeindeverwaltung kann sich dem Wunsch der überwiegenden Mehrheit der 
Nutzer nach einer Einfeldhalle anschließen, auch wenn damit nicht alle Bedarfe 
vollständig abgedeckt werden können. Insbesondere die im mehrjährigen Rhythmus 
stattfindende Weihnachtsfeier der Grundschule Rheinhausen würde nach wie vor 
nicht im ausreichendem Maße Platz finden. Aufgrund der Seltenheit der 
Veranstaltung ist dies jedoch beim Vergleich der zusätzlichen Kosten hinnehmbar. 
Der „Schmutzige Donnerstag“ wäre bei einer Einfeldhalle auf 900 Besucher 
beschränkt. 
 
Unabhängig von der Größe der Halle bevorzugt die Gemeindeverwaltung den 
Standort der Ortsverwaltung Rheinhausen als Lösung. Neben dem Weiterbetrieb der 
derzeitigen Nutzung bis zur Fertigstellung einer neuen Halle, bietet dieser die 
Möglichkeit zur Gestaltung eines platzartigen Bereichs vor der Halle. Die damit 
verbundenen Mehrkosten werden durch eine nicht mehr notwendige Sanierung und 
Unterhaltung der Ortsverwaltung abgedeckt. Für die Ortsverwaltung müsste ein 
anderer Standort, möglicherweise in Zusammenarbeit mit anderen Dienstleistern vor 
Ort gefunden werden. 
 
Die Gemeindeverwaltung weist darauf hin, dass für einzelne Räume in der 
Ortsverwaltung Mietverträge vorhanden sind, die bereits mehrere Jahre andauern 
und damit längere Kündigungsfristen mit sich bringen. Darüber hinaus ist mit dem 
Betreiber der Photovoltaikanlagen auf den Dächern eine Lösung herbeizuführen. 
 
 

Finanzierung der Baumaßnahme 
 
In Bezug auf die Finanzierung der Baumaßnahme geht die Gemeindeverwaltung 
davon aus, dass dies nicht ohne Kreditaufnahme möglich sein wird. Um die Zins- und 
Tilgungsraten dafür leisten zu können, wird die Grundsteuer B deutlich angehoben 
werden müssen. Welche Kosten genau auf die Gemeinde zukommen, kann derzeit 
noch nicht mitgeteilt werden. Die Gemeindeverwaltung geht davon aus, dass 
zumindest ein Zuschuss aus den Sportförderrichtlinien möglich sein wird. 
 
 

Ortschaftsrat 
 
Der Ortschaftsrat hat sich in seiner Sitzung am 19.04.2016 mit der Thematik befasst 
und sich für die Lösung der Einfeldhalle mit fester Bühne am Standort Ortsverwaltung 
ausgesprochen. Den Standort „Ortsverwaltung“ auch deshalb, da die bestehende 
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Halle während der Bauzeit der neuen Halle bestehen und damit auch der laufende 
Sportbetrieb während der Bauzeit der neuen Halle aufrecht erhalten bleiben könnte. 
 
Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen um deren 
Stellungnahmen zum Tagesordnungspunkt. 
 
Gemeinderat Böser (CDU) und die Fraktion der CDU sprechen sich für die Variante 
Einfeldhalle mit fester Bühne am Standort Ortsverwaltung gemäß dem Vorschlag des 
Ortschaftsrates aus. 
 
Gemeinderat Zieger (FÖDL) favorisiert ebenfalls die Variante Einfeldhalle mit fester 
Bühne am Standort Ortsverwaltung.  
 
Gemeinderat Brand (SPD) stimmt ebenfalls zur die Einfeldhalle am Standort 
Ortsverwaltung. 
 
Gemeinderat Nagel (FW) spricht sich abschließend ebenfalls für die Variante 
Einfeldhalle mit fester Bühne am Standort Ortsverwaltung aus. 
 
 
 
Beschluss:  
 
1. 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, dass die neu e Tullahalle eine Größe 
von einer Einfeldhalle zzgl. fester Bühne haben sol l. 
 
2. 
Der Gemeinderat legt einstimmig als Standort für di e neue Halle die 
Abbildung 2 (Standort Ortsverwaltung) zu Grunde. 
 
3. 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig den derzeitigen St and der 
Kostenschätzung zur Kenntnis. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 5 öffentlich DS-Nr. GR41/2016 
Fachamt: Bauamt  zur Beschlussfassung  
Konzept zur zukünftigen Beheizung des Schul -und S portzentrums Oberhausen  
- Vorstellung der untersuchten Varianten auf Wirtsc haftlichkeit und 
Amortisation      
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  erläuert nochmals den Sachverhalt des 
Tagesordnungspunktes und begrüßt Vertreter der Firma ee Concept die dem 
Gemeinderat die untersuchten Varianten anhand einer Präsentation vorstellen 
werden.  
 
Die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen hat das Büro ee concept GmbH mit der 
Erstellung eines Konzepts für die zukünftige Beheizung des Schul- und 
Sportzentrums Oberhausen beauftragt. Hintergrund ist, dass die ca. 40 Jahre alte, 
ölbetriebene Heizungsanlage marode ist und dringend erneuert werden muss. An die 
Heizungsanlage soll auch der geplante Erweiterungsbau der Gemeinschaftsschule 
angeschlossen werden. 
 
In der Gemeinderatssitzung am 25.01.2016, TOP-Nr. 2, DS-Nr. GR3/2016 wurde die 
Bestandsanalyse präsentiert und Alternativen der zukünftigen Beheizung 
vorgeschlagen. Aus diesen wurden vom Gemeinderat die nachstehenden 
ausgewählt. 
 

1. Kombination Gasbrennwertkessel (Spitzenlast) mit Erdgas BHKW (Grundlast) 
 

2. Gasbrennwertkessel (Spitzenlast) mit Grundwasserbrunnen (zusätzlicher 
Saugbrunnen zum Betrieb einer Wärmepumpe) 
 

3. Gasbrennwertkessel (Spitzenlast) und eine Solarthermieanlage (Grundlast) 
 

4. Gasbrennwertkessel (Spitzenlast) mit einem Erdgas BHKW für die Grundlast 
sowie der Einbindung des bestehenden Grundwasserbrunnens 
 

5. Gasbrennwertkessel (Spitzenlast) in Kombination mit einer 
Solarthermieanlage (Grundlast) und Einbindung des bestehenden  
Grundwasserbrunnens als zusätzlichen Wärmeerzeuger 
 

6. Gasbrennwertkessel (Spitzenlast) in Kombination mit einem Erdgas-BHKW 
(Grundlast) sowie einer Solarthermieanlage als zusätzlichem Wärmerzeuger 

 
Für die Bewertung der sechs ausgewählten Alternativen / 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ist zunächst zu definieren, von welchem Standard der 
Modernisierung auszugehen ist, um die richtige Größe der Heizungsanlage zu 
ermitteln, d.h. es ist festzulegen, welche zusätzlichen Maßnahmen vor oder mit der 



Nr. 5/2016 
 

-32- 

Erneuerung der Heizungsanlage durchgeführt werden, um die erforderliche Heizlast 
zu errechnen, für die dann die neue Heizungsanlage ausgelegt sein muss. 
 
Bei der Alternativenüberprüfung wird von folgenden Mindeststandards für die 
Modernisierung ausgegangen: 
 
 
Szenario A:  
Erneuerung der Trinkwasserverteilung mit Rohrleitungsbau der Technikzentrale 
(59.500,00 € brutto).  
Erneuerung der Heizungsverteilung mit Rohrleitungsbau Technikzentrale 
(222.530,00 € brutto) sowie der Installation einer Wärmerückgewinnung aus der 
Filtration des Beckenwassers (35.700,00 € brutto). 
 
 
Szenario B:  
Erneuerung der Trinkwasserverteilung mit Rohrleitungsbau der Technikzentrale 
(59.500,00 € brutto).  
Erneuerung der Heizungsverteilung mit Rohrleitungsbau Technikzentrale (222.530 € 
brutto) sowie der Installation einer Wärmerückgewinnung aus der Filtration des 
Beckenwassers(35.700,00 € brutto).und Erneuerung der Lüftungsanlagen in 
Schwimm- und Sporthalle und der jeweiligen Umkleiden und Duschbereiche 
(467.670,00 € brutto). 
 
 
Die in Szenario A und B dargestellten Maßnahmen ergeben sich aus der von ee 
concept am 25.01.2016 präsentierten Analyse sowie der Dringlichkeit der 
Sanierungsmaßnahmen. 
Die Erneuerung der Heizungsverteilung und Trinkwasserbereitung ist dringend 
notwendig, da die Komponenten entsprechend alt sind. Es ist absolut sinnvoll und 
notwendig, die Heizungsverteilung mit der Änderung der Heizungsanlage auf den 
aktuellen Stand zu bringen. 
Die Installation einer Wärmerückgewinnung in der Beckenwasserfilterung hat sich im 
Kosten-Nutzenverhältnis als eine Maßnahme mit sehr kurzer Amortisationszeit 
herausgestellt bei einem relativ geringen Kapitaleinsatz. 
 
Szenario B unterscheidet sich zu Szenario A nur durch die zusätzliche Erneuerung 
der Lüftungsanlage in Schwimm- und Sporthalle. Die Lüftungsanlage ist ebenfalls 
bauzeitlich und weist zahlreiche Probleme auf. Sowohl Anlage wie auch 
Kanalführung entsprechen nicht mehr dem aktuellen Stand der Technik u.a. in Bezug 
auf Hygiene und Brandschutz. 
 
Weitere, zum Teil auch sinnvolle Maßnahmen (wie die Dämmung Außenwände der 
Schwimm- und Sporthalle), wurden nicht angesetzt, da aufgrund der Haushaltslage 
und der noch zu tätigenden weiteren Investitionen der Gemeinde in den nächsten 
Jahren (Tullahalle, Rathaus, Flüchtlingsunterbringung etc.) eher von der Erhaltung 
des Status quo als von weiteren, wertsteigernden Investitionen in den Schul- und 
Sporthallenkomplex auszugehen ist. 
 
Bei der Betrachtung der Alternativen wurden die Erstinvestition (d.h. die Anschaffung 
und Herstellung der neuen Heizungsanlage), betriebs- und verbrauchsgebundene 
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Kosten (Kosten für Wartung und Bedienung der Anlage sind betriebsgebundene 
Kosten, verbrauchsgebunden Kosten sind Kosten für den jeweiligen Energieträger) 
sowie die Gesamtkosten zusammengestellt. 
 
Angesetzt wurde ein Betrachtungszeitraum von 30 Jahren unter Zugrundelegung 
einer Energiepreissteigerung von 5 %. 
 
Dabei hat sich gezeigt, dass die ersten drei Alternativen (Gasbrennwertkessel mit 
Erdgas BHKW, Gasbrennwertkessel mit Grundwasserbrunnen, Gasbrennwertkessel 
und eine Solarthermieanlage) deutlich wirtschaftlicher sind als die Alternativen 4 bis 
6. Sie werden daher in der nachstehenden Tabelle nicht mehr berücksichtigt. 
 
 

Tabelle der Wirtschaftlichkeit der Alternativen 1-3  in den Szenarien A und B 
 
 

 
 
Bei den in der Tabelle dargestellten Alternativen liegen die Erstinvestitionskosten 
zwischen 609.280,00 € brutto und 1.119.790,00 € brutto. Als wirtschaftlichste 
Variante auf die Lebenszeit von 30 Jahren gesehen, hat sich der 
Gasbrennwertkessel in Kombination mit einem zusätzlichen Grundwasserbrunnen, 
über den eine Wärmepumpe betrieben wird, herausgestellt. Diese Alternative ist 
sowohl ohne als auch mit Erneuerung der Lüftung die wirtschaftlichste Lösung, steht 
allerdings unter dem Vorbehalt, dass sich unser Grundwasser für den Betrieb einer 
Wärmepumpe eignet. Eine entsprechende Untersuchung ist bereits erfolgt, die Firma 
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ee concept wertet gerade die Ergebnisse aus und wird darüber in der 
Gemeinderatssitzung berichten. 
Sollte eine Wärmepumpe mit einem zusätzlichen Grundwasserbrunnen ausscheiden, 
wäre die Alternative 3 mit einer Solarthermieanlage und Austausch der 
Lüftungsanlagen die wirtschaftlichste. 
 
 

Stellungnahme der Gemeindeverwaltung 
 
Die Gemeindeverwaltung ist der Auffassung, dass bei den weiteren Planungen 
unabhängig von den Alternativen nur das Szenario B umgesetzt werden kann. Die 
Lüftungsanlage befindet sich in einem technisch nicht mehr einwandfreien Zustand 
und lässt sich nur ungenügend steuern. Dies sollte auch im Hinblick auf die Halle als 
Veranstaltungsort und in Bezug auf den Brandschutz bei der Sanierung mit behoben 
werden.  
 
Im Hinblick auf die Alternativen würde die Gemeindeverwaltung die Grundversorgung 
über ein Grundwasserwärmepumpe favorisieren, sofern sich dies technisch 
umsetzen lässt.  
 
 
Präsentation durch Firma ee concept 
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Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen um deren 
Stellungnahmen zum Tagesordnungspunkt. 
 
Gemeinderat Werner (CDU) und die Fraktion der CDU sprechen sich für die 
Variante 02.B Grundwasserwärmepumpe mit Gasbrenntwertkessel und Austausch 
der RLT-Anlage aus. 
 
Gemeinderat Riegel (FÖDL) spricht sich ebenfalls für die Variante 02.B aus. 
 
Gemeinderat Horn (SPD) kann sich ebenfalls für die Variante 02.B aussprechen.  
 
Gemeinderat Hoffmann (FW) spricht sich abschließend ebenfalls für die Alternative 
02.B aus. 
 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig die Ausführungen z ur Wirtschaftlichkeit 
verschiedener, ausgewählter Wärmeerzeugungsmöglichk eiten für die 
Erneuerung der Heizungsanlage des Schul- und Sportz entrums zur Kenntnis 
und beschließt, die Ausarbeitung der Alternative 02 .B 
Grundwasserwärmepumpe mit Gasbrennwertkessel und Au stausch der RLT-
Anlage 
 
im Szenario B 
 
für die weitere Bearbeitung. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 6 öffentlich DS-Nr. GR42/2016 
Fachamt: Bauamt  zur Beschlussfassung  
7. Änderung des Bebauungsplan 'Weiherweg Teilbereic h I und II' (Grundstück 
Weiherweg 35, ehemals Fensterfabrik Ripplinger) 
- Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen der Beh örden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange im Verfahren nach § 4 Abs. 2 BauGB 
- Behandlung der einge gangenen Stellungnahmen der Bürger im Rahmen der 
öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauG 
- Planungsunterlagen zur Realisierung von zwei Unterk ünften für Flüchtlinge 
und Asylbegehrende 
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  erläutert ausführlich den Sachverhalt des 
Tagesordnungspunktes und merkt an, dass der Gemeinderat in seiner öffentlichen 
Sitzung am 17.06.2013, TOP Nr. 8, DS-Nr. GR58/2013 beschlossen hat, den 
Bebauungsplan „Weiherweg Teilbereich I und II“ im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13 a BauGB – ohne Umweltprüfung entsprechend § 13 Abs. 3 BauGB - zu ändern 
(Aufstellungsbeschluss). Des Weiteren hat der Gemeinderat in gleicher Sitzung den 
Entwurf gebilligt und die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB sowie 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 
beschlossen. 
 
Mit der 7. Änderung des Bebauungsplans „Weiherweg Teilbereich I und II“ 
beabsichtigte die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen im Nordwesten des Ortsteils 
Oberhausen, im Bereich der FlSt.Nr. 1309/16 und 1309/17 mit einer gesamten 
Fläche von ca. 1,06 ha, die Schaffung zusätzlichen Wohnraums und zusätzlicher 
Arbeitsplätze in der Gemeinde. Daher sollte der Bebauungsplan an die heutigen 
Bedürfnisse in Bezug auf gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse angepasst 
werden, um ein harmonisches Nebeneinander von Wohn- und Gewerbebebauung 
entstehen zu lassen. 
 
Die Bekanntmachung über die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB in der 
Zeit vom 08.07.2013 bis zum 09.08.2013 wurde im Mitteilungsblatt der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen Nr. 26 vom 28.06.2013 veröffentlicht. In dieser Zeit wurde 
den Bürgern die Möglichkeit gegeben, ihre Bedenken und Einwendungen zur 
vorgesehenen Bebauungsplanänderung zu äußern. Die berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 26.06.2013, mit der 
Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme bis zum 09.08.2013, am Verfahren 
nach § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt.  
 
Während dieser Zeit gingen die nachstehend aufgeführten Stellungnahmen der 
Behörden und der Öffentlichkeit ein. 
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Ergebnis der Bürgerbeteiligung und Offenlage 
 
1.  Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belan ge im Rahmen der Beteiligung gem. § 4 (2) BauGB 
 

Nr. 
Behörde  
Datum 

Stellungnahme der Behörde  
Anregungen von Bürgern 

Abwägung 
 

Entsc heidung 
Beschlussvorschlag 

1 Stadt Philippsburg  
 
Schreiben vom 05.08.2013 

Durch den vorgelegten Entwurf zur 1. Änderung 
des Bebauungsplans werden die Belange der 
Stadt Philippsburg nicht berührt. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 

Kenntnisnahme  

2 Stadt Waghäusel  
 
Schreiben vom 12.07.2013 

Keine Äußerung Kenntnisnahme Kenntnisnahme  

3 Gemeinde Neulußheim  
 
Schreiben vom 11.07.2013 

Von Seiten der Gemeinde Neulußheim werden 
keine Einwände erhoben. 

Kenntnisnahme Kenntnisnahme  

4 Gemeinde Altlußheim  
 
Schreiben vom 29.07.2013 

Die Belange der Gemeinde Altlußheim werden 
nicht berührt. 

Kenntnisnahme Kenntnisnahme  

5 Deutsche Telekom  
 
Email vom 14.08.2013 

   

6 Kabel BW GmbH  
 
Email vom 30.07.2013 

Im Planbereich liegen keine Versorgungsanlagen 
der Kabel BW GmbH. Wir sind grundsätzlich daran 
interessiert, unser glasfaserbasiertes Kabelnetz in 
Neubaugebieten zu erweitern und damit einen 
Beitrag zur Sicherung der Breitbandversorgung für 
Ihre Bürger zu leisten. 
Ihre Anfrage wurde an die zuständige 
Fachabteilung weiter geleitet, die sich mit uns zu 
gegebener Zeit in Verbindung setzen wird. Bis 
dahin bitten wir Sie, uns am 
Bebauungsplanverfahren weiter zu beteiligen. 

Die Kabel BW wird am weiteren 
Verfahren beteiligt. Der Gemeinderat 
besteht darauf, dass das Gebiet mit 
einer Glasfaserleitung ausgebaut 
wird. Dies ist erforderlich um sich 
den dort niederlassenden 
Gewerbebetrieben die Möglichkeit 
einer optimalen Infrastruktur zu 
bieten. Gerade bei EDV-orientierten 
Unternehmen ist eine entsprechende 
Versorgung Grundvoraussetzung. 
Die eventuell anfallenden Kosten 
sind vom Eigentümer zu 
übernehmen. 
 

Kenntnisnahme  



Nr. 5/2016 
 

-44- 

Nachdem zwischenzeitlich von der 
Eigentümerin die ursprünglichen 
Planungen aufgegeben wurden, 
bedarf es einer gesonderten 
Verlegung von Glasfaserkabel auf 
dem Gelände nicht mehr. 

7 EnBWRegion al AG/  
Erdgas Südwest Netz GmbH  
 
Schreiben vom 07.02.2013. 

Stromversorgung: 
Zur Durchführung einer ordnungsgemäßen und 
sicheren Stromversorgung für diesen 
Planungsbereich müssen wir unsere Netze 
erweitern. 
 
Hierzu benötigen wir eine Umspannstation mit den 
Maßen von ca. 2,90 m x 2,20 m. Der von uns in 
den Bebauungsplan (rot) eingezeichnete Platz 
bietet sich zentral für die Stromversorgung an und 
sollte eine Breite (Straßenfront) von 4,50 m und 
eine Tiefe von 4,00 m aufweisen. 
 
Zu der Umspannstation muss ein direkter Zugang 
von einer öffentlichen Straße mit Schwerlastzufahrt 
möglich sein. Die Gebäude müssen so gestaltet 
werden können, dass sich vor der Breitseite 
(Türseite) ein Bedienungsraum mit einer Tiefe von 
mindestens 1,50 m ergibt. 
 
Zur Sicherung der Umspannstation schlagen wir 
eine beschränkt persönliche Dienstbarkeit zu 
Gunsten der Energie Baden-Württemberg 
Aktiengesellschaft in Karlsruhe vor. Wir bitten Sie 
unsere neue Umspannstation(siehe beigefügten 
Plan) in den Bebauungsplan zu übernehmen. 
 
Versorgungseinrichtungen wie z.B. 
Kabelverteilerschränke, die für die 
Stromversorgung notwendig werden, zur Zeit aber 
weder in der Anzahl noch vom Einbauort festgelet 
sind, dürfen auch auf nicht überbaubar 
ausgewiesenen Flächen errichtet werden. 

 
Der von der EnBW Regional AG 
vorgeschlagene Standort einer 
Umspannstation im Bereich der 
Erschließung zum Weiherweg wird 
von Seiten der Eigentümer nicht 
gewünscht. Auch aus 
städtebaulichen Gründen erscheint 
es sinnvoller, diesen im hinteren 
Bereich der Grundstücke am 
Weiherweg zu positionieren. Dies 
hätte auch den Vorteil, dass bei der 
Ausfahrt in den Weiherweg die 
Sichtbeziehungen besser 
gewährleistet werden. Der 
vorgesehene Standort wird im 
Bebauungsplan entsprechend 
dargestellt. Die sonstigen 
Forderungen der EnBW werden zur 
Kenntnis genommen und den 
Grundstückseigentümern als Pflicht 
bei der Erschließung zugrunde 
gelegt.  
 
Nachdem die Eigentümerin die 
bisherigen Planungen aufgebeben 
hat, geht die Gemeindeverwaltung 
davon aus, dass eine zusätzliche 
Umspannstation nicht mehr benötigt 
wird. Sollte dies dennoch erforderlich 
sein, wird vorsorglich im 
Bebauungsplan ein entsprechender 
Standort ausgewiesen.  

 
Der Standort der Umspannstadion 
wird im Bebauungsplan 
festgelegt. Die Eigentümer sollen  
verpflichtet werden, eine 
entsprechende 
Grunddienstbarkeit zu bestellen. 
Ebenso haben die 
Grundstückseigentümer die 
Verpflichtungen aus der 
Stellungnahme der EnBW 
einzuhalten und die Gemeinde 
von allen Ansprüchen 
freizustellen. 
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Im Zusammenhang mit unserer Stellungnahme 
zum Bebauungsplan weisen wir noch darauf hin, 
dass ein ordnungsgemäßer Ausbau des 
Versorgungsnetzes mit zumutbarem Aufwand nur 
möglich ist: 

- Wenn die Straßen einschließlich der 
Gehwege vermessen und vermarktet sind 

- Die Wasser- und Abwasserrohrleitungen in 
Straßen und Gehwegen eingebracht sind 

- Das Niveau von Straßen und Gehwegen 
festgelegt; die Straßen und die Gehwege 
in der vorgesehenen Höhe – 
ausgenommen Oberflächenschichten – 
aufgefüllt sind 

- Gehwege bis nach Einbringung der 
Versorgungskabel von Bauhilfsmitteln, wie 
Baukrane, Gerüste und dergleichen, 
freigehalten werden 

 
Wir weisen darauf hin, dass bei der Errichtung der 
Straßenbeleuchtungsanlage das Lichtraumprofil 
gemäß den „Richtlinien für die Anlage von 
Straßen, Teil: Querschnitt“ (RAS-Q), unbedingt 
freizuhalten ist. Dies bedeutet, dass keine Bauteile 
der Straßenbeleuchtungsanlage, wie z.B. Maste, 
Ausleger, Leuchten usw. in das je nach Straßentyp 
festgelegtes Lichtraumprofil hineinragen dürfen. 
Wir bitten, dies bei der Planung bzw. Gestaltung 
der Straßen auf jeden Fall zu berücksichtigen. 
 
Des Weiteren empfehlen wir Ihnen, die künftigen 
Grundstückseigentümer in den 
Erschließungsstraßen ohne Gehweg bzw. 
gemeindeeigenen Grünstreifen zu verpflichten, das 
Errichten von Beleuchtungseinrichtungen (Kabel, 
Mast und Beleuchtungskörper) auf ihrem 
Grundstück zu dulden. Durch diese 
Duldungspflicht wäre gewährleistet, dass eine 
Straßenbeleuchtung errichtet werden kann, die 
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den Anforderungen der hier zur Anwendung 
kommenden EAE (Empfehlung für die Anlage von 
Erschließungsstraßen) bezüglich des 
Lichtraumprofils genügt.  
 
Zur Vermeidung von Schäden an 
Versorgungsleitungen bitten wir Sie, die Baufirmen 
auf das Einholen von Lageplänen hinzuweisen. Für 
die genaue Leitungsauskunft ist das RZ 
Nordbaden zuständig. Zeppelinstr. 15-19, Tel. : 
07243-180-242, Fax: 07243-180-303, Email: 
rz.nordbaden-leitungsauskunft@enbw.com 
 
Für den Beginn unserer Bauarbeiten ist es 
erforderlich, den Zeitpunkt der Genehmigung des 
Bebauungsplanes und den Beginn Ihrer 
Erschließungsarbeiten frühzeitig zu erfahren. 
 
 
Stellungnahme der Erdgas Südwest Netz GmbH 
(ESN) zur Gasversorgung: 
Von unserer Seite bestehen gegen die Aufstellung 
dieses Bebauungsplanes keine Bedenken. 
 
Im Bereich der bestehenden Straßen und Wege 
sind größtenteils Erdgasleitungen vorhanden, die 
in Abstimmung mit dem Straßenbaulastenträger 
verlegt wurden. 
 
Bei wesentlichen Änderungen der Höhenlage der 
Straßen- und Gehwegoberflächen (Abtrag >10 cm, 
Auftrag >30 cm) sowie bei anderen Maßnahmen, 
die die Gasleitungen tangieren, ist die Erdgas 
Südwest GmbH, Organisationseinheit KSNE, 
Siemenstraße 9, 76275 Ettlingen, rechtzeitig in die 
Planung mit einzubeziehen, um der 
Kostenminimierung bei evtl. erforderlichen 
Umbaumaßnahmen oder Umplanungen gerecht zu 
werden. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Ein Anschluss zusätzlicher Straßen an das 
vorhandene Netz ist technisch möglich; eine 
Entscheidung über den Ausbau kann jedoch erst 
anhand einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
erfolgen, wenn ein entsprechender Bedarf für 
Netzanschlüsse besteht, bzw. keine  Erschließung 
mit Nahwärme durch Dritte erfolgt. 
 
Bei neuen Erschließungsstraßen und –wegen 
sollte darauf geachtet werden, dass eine Trasse 
für eine Gasleitung vorgesehen wird. Bei 
Privatstraßen oder – wegen muss dann eine 
entsprechendes Leitungsrecht für die Gasleitung 
im Bebauungsplan eingetragen werden. 
 
Die Einhaltung der Baumschutzverordnung wäre 
vom Erschließungsträger zu veranlassen und zu 
bezahlen. 

Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 

8 Landratsamt Karlsruhe  
Bauleitplanung/Koordination  
 
Schreiben vom 25.02.2013 

   

 Amt für Umwelt und 
Arbeitsschutz 
 

Stellungnahme Amt für Umwelt und Arbeitsschutz 
– Sachgebiete Altlasten/Bodenschutz – Gewässer 
- Abwasser –  
 
Oberirdische Gewässer 
 
Hinweis: 
Nach den Hochwassergefahrenkarten des Landes 
Baden-Württemberg liegt das Vorhaben innerhalb 
einer durch Deiche vor einem Hochwasser des 
Rheins geschützten Fläche. Bei einem Versagen 
der Deiche während eines Hochwassers des 
Rheins ist im Vorhabensbereich mit 
Überflutungstiefen von bis zu 4,0 m zu rechnen. 
 
Grundwasser/Wasserversorgung 
 

 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird in die Hinweise der 
Planungsrechtlichen Festsetzungen 
des Bebauungsplans unter Ziffer 2.5 
aufgenommen 
 
 
 
 
Der Hinweis wird in die Hinweise der 
Planungsrechtlichen Festsetzungen 

 
 
 
 
 
 
 
Beschluss: 
Die Hinweise der 
planungsrechtlichen 
Festsetzungen werden wie folgt 
ergänzt: 
2.5 Hochwasser 
 
 
2.6 Grundwasser 
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Im Plangebiet sind geringe Flurabstände zwischen 
Geländeoberkante und Grundwasserspiegel zu 
erwarten. Die Berücksichtigung der 
Grundwasserverhältnisse ist Planungsaufgabe des 
Architekten. Anfragen zu Grundwasserständen 
können schriftlich, per Email oder per Fax an das 
Regierungspräsidium Karlsruhe gerichtet werden. 
Für eine eventuell erforderliche 
Grundwasserhaltung ist rechtzeitig vor Baubeginn 
eine wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt 
Karlsruhe, Amt für Umwelt und Arbeitsschutz zu 
beantragen. 
 
Stellungnahme – Naturschutz- 
 
Es werden keine Bedenken geäußert. Allerdings ist 
beim Abbruch der alten Gebäude auf den 
Artenschutz Rücksicht zu nehmen (Vorkommen 
von Vögeln und Fledermäusen). 
 
 

des Bebauungsplans unter Ziffer 2.6 
aufgenommen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 

 Baurechtsamt  Stellungnahme Baurechtsamt 
 
 
Bebauungspläne sind aus dem 
Flächennutzungsplan zu entwickeln. 
 
Bebauungsplan dient der Innenentwicklung. 
Maximal 70.000 m² GR. Keine UVP-pflichtigen 
Vorhaben. 
 
Keine Beeinträchtigung von Natura 2000-Flächen. 
 
Bedenken und Anregungen aus der eigenen 
Zuständigkeit zum o.g. Plan, gegliedert nach 
Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. 
Rechtsgrundlage 
 
 

 
 
 
Der Bebauungsplan ist aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
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Allgemein: 
Der Flächennutzungsplan ist im Wege der 
Berichtigung anzupassen. Wir regen an bei 
Verfahren nach § 13a einen entsprechenden 
Hinweis/Vormerkung zum Flächennutzungsplan zu 
nehmen und beim nächsten Änderungs-
/Fortschreibungsverfahren mit bekannt zu machen. 
Somit ist gewährleistet, dass kein 13a-Verfahren 
bei der nächsten Änderung/Fortschreibung 
vergessen wird und der FNP immer auf dem 
neuesten Stand ist. 
 
 
 
Mit vorliegendem Planentwurf wird ein MI 
ausgewiesen. Der größte Teil des Plangebietes 
war vorher als Gewerbefläche ausgewiesen, der 
kleinere Teil als Mischgebiet. Offensichtlich ist hier 
reine Wohnbebauung vorgesehen. Wir weisen 
darauf hin, dass im gesamten Mischgebietsbereich 
des Bebauungsplanes „Weiherweg – Teilbereich I 
und II“ noch eine Durchmischung von Wohnen und 
nicht wesentlich störendem Gewerbe vorhanden 
sein muss. Dabei darf eine Hauptnutzung auch 
deutlich überwiegen. Falls aber durch diese BP-
Änderung (und früheren Änderungen bzw. erteilten 
Baugenehmigungen) eine Situation geschaffen 
würde, die so gut wie keine nicht wesentlich 
störende Gewerbenutzung im Mischgebietsbereich 
des Bebauungsplanes mehr erkennen lässt, wäre 
die Planung nicht zulässig. 
 
Da das Plangebiet mitten im Gewerbegebiet liegt, 
ist eine Aussage hinsichtlich der auf dieses Gebiet 
einwirkenden Emissionen aus dem Gewerbegebiet  
bzw. dem Verkehrslärm zu machen.  
 
Es ist noch ein Satzungsblatt zu erstellen. 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Ausweisung als Mischgebiet soll, 
neben der Schaffung von Wohnraum 
auch der Schaffung neuer 
Arbeitsplätze dienen. Durch die 
Ansiedlung von zwei 
Gemeinschaftsunterkünften des 
Landkreises Karlsruhe entstehen auf 
dem Gelände zusätzliche 
Arbeitsplätze und Einrichtungen im 
sozialen Bereich. Es handelt sich um 
keine reine Wohnbebauung sondern 
um eine soziale Einrichtung, die im 
Planungshorizont von 15 Jahren so 
erhalten werden soll. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Satzungsblatt wird erstellt 
 

 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschluss: 
Der Gemeinderat nimmt die 
Stellungnahme der 
Gemeindeverwaltung zustimmend 
zur Kenntnis. 
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Zum zeichnerischen Teil: 
 
Die Maßstabswahl 1:400 ist ungewöhnlich. Wir 
schlagen vor den Maßstab 1:500 zu wählen. 
 
 
Die obere Nutzungsschablone ist nicht zugeordnet. 
 
Die Baugrenzen und Bautiefen sind teilweise nicht 
vermaßt. 
 
Die Legende ist zu korrigieren: 
 
- Bebauungsplan ohne Rechtskraft ?; 
  bitte streichen 
- „R“;  bitte streichen 
- Numerierung anpassen 

 
Die Planzeichen entsprechen teilweise nicht der 

PlanZV: 

- räumlicher Geltungsbereich ( wes bedeutet 
die zusätzliche schwarze Linie, die zudem 
das untere süd-östliche Grundstück nicht 
umfasst?) 

- Die Baugrenzen sind entweder mit einer 
blauen Linie oder mit der 
Doppelstrich/Punktlinie darzustellen. 

 
 
Die Stellplätze sind nur teilweise 
eingezeichnet. Dies soll weggelassen 
werden, da es verwirrend ist. Laut 
schriftlicher Festsetzung 1.5.2 sollen doch 
überall vor den Gebäuden Stellplätze 
zulässig sein. 
 
Die Anfahrbarkeit der Stellplätze über einen 

 
 
Der Maßstab wurde auf Grund der 
besseren Lesbarkeit auf 1:400 
gesetzt. 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweise: 
Die schriftlichen und zeichnerischen 
Festsetzungen werden so geändert, 
dass Stellplätze nur im hinteren 
Bereich zulässig sind. 
 
 
 

 
 
Beschluss: 
Der Maßstab wird geändert auf 
1:500. 
 
Kenntnisnahme 
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3,60 m breiten Weg ist nicht möglich. 
Ebenso ist es nicht möglich 2 Stellplätze 
auszuweisen. 
 
Bei der Bauweise o ED ist eine Bebauung 
der Randgrundstücke teilweise aufgrund des 
einzuhaltenden Grenzabstands nicht 
möglich. 
 

 
Zu den planungsrechtlichen Festsetzungen: 
 
Zu 1.3.5: Gartenhütten sind Nebenanlagen. 
Sind andere Nebenanlagen allgemein 
zulässig oder sollen diese ausgeschlossen 
werden ? Hier muss eine Klarstellung 
erfolgen. 
 
Zu 1.8.2: Bei den Pultdächern muss eine 
Klarstellung dahingehend  erfolgen, ob mit 
der festgesetzten Höhe von 8,50 m die 
maximal zulässige Höhe gemeint ist. 
 
 
Zu den örtlichen Bauvorschriften: 
 
Zu 1.3: die Erhöhung der 
Stellplatzverpflichtung ist zu überdenken. 
Dies auch im Hinblick darauf, dass es 
teilweise gar nicht möglich ist die 
geforderten 2 Stellplätze pro Gebäude 
herzustellen. 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Klarstellung: 
Nebenanlagen sind grundsätzlich 
überall zulässig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stellplatzverpflichtung wird neu 
geregelt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschluss: 
Die Stellplatzverpflichtung wird 
neu geregelt. 

     

 



Nr. 5/2016 
 

-52- 

2.  Bürger im Rahmen der Beteiligung gem. § 3 Abs. 2 BauGB 
 
Seitens der Bürger sind keine weiteren Anregungen e ingegangen 
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Weitere Entwicklung nach Durchführung der Offenlage  und zukünftige 
Planungen 

 
Nach Durchführung der Offenlage hat sich die Realisierung des Vorhabens durch die 
Suche nach geeigneten Investoren verzögert. Zwischenzeitlich wurde das 
Grundstück von einem Investor für die Errichtung von Gemeinschaftsunterkünften 
von der ehemaligen Eigentümerin erworben. Bauplanungsrechtlich besteht für diesen 
Investor derzeit die Möglichkeit, mehrere Gebäude für die Unterbringung von 
Flüchtlingen und Asylbegehrenden zu errichten. Nach den im Dezember 2015 im 
Gemeinderat vorgestellten Planungen, sollten dort bis zu drei Unterkünfte entstehen. 
 
Zwischenzeitlich haben sich Mitglieder des Gemeinderates und die 
Gemeindeverwaltung mehrfach mit dem Investor sowie einem Teil der Anwohner 
getroffen, um die Situation zu besprechen und für beide Seiten ein akzeptables 
Ergebnis zu erzielen. Nach Einschaltung des Landratsamtes konnte der Investor 
nunmehr davon überzeugt werden, auf die Errichtung eines dritten Gebäudes zu 
verzichten. Darüber hinaus werden die Gebäude auf dem Gelände so angeordnet, 
dass eine Zufahrt zu den erforderlichen Stellplätzen über die Straße „Weiherweg“ 
erfolgen kann. Für den ersten Bauabschnitt wurde seitens der Gemeindeverwaltung 
bereits das Einvernehmen erteilt. Es handelt sich hierbei um das auf der hinteren 
Grundstücksfläche liegende Gebäude. Das zweite Gebäude wird an der Straße 
„Weiherweg“ gebaut werden. 
 
Voraussetzung für diese Lösung ist, dass die gesamte Baufläche, die derzeit 
teilweise als Gewerbefläche ausgewiesen ist, in ein Mischgebiet umgewandelt wird. 
Darüber hinaus wird die zulässige Traufwandhöhe so weit erhöht, dass die 
eingereichten Bauanträge ohne Absenkung des Grundstücksniveaus um ca. 0,69 m 
möglich sein werden. Daraus ergibt sich eine Traufwandhöhe von 8,70 m. Die 
Baufenster für die beiden Gebäude werden durch die Gemeinde vorgegeben. 
 
Durch diese Änderung ist eine erneute Offenlage der Planunterlagen erforderlich. Die 
zeichnerischen Änderungen sind den beigefügten Unterlagen ebenso zu entnehmen, 
wie die Änderungen in der Begründung. 
 
Nach seinen Ausführungen bittet Bürgermeister Büchner  die Fraktionen um deren 
Stellungnahmen zum Tagesordnungspunkt. 
 
Gemeinderätin Lindemann (CDU) und die Fraktion der CDU können dem 
Beschlussvorschlag, wie vorgelegt, zustimmen. 
 
Gemeinderat Zieger (FÖDL) und die Fraktion der FÖDL können dem 
Beschlussvorschlag der Gemeindeverwaltung folgen und die Zustimmung zum 
vorgelegten Beschlussvorschlag erteilen. 
 
Gemeinderat Horn (SPD) stimmt dem vorgelegten Beschlussvorschlag ebenfalls zu. 
 
Gemeinderat Hoffmann (FW) erteilt abschließend die Zustimmung seiner Fraktion 
zum Beschlussvorschlag. 
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Beschluss:  
 
1. 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig die im Rahmen der öffentlichen 
Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 Bau GB eingegangenen 
Stellungnahmen zur Kenntnis. 
 
2. 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig nach sorgsamer Ab wägung der 
eingegangenen Anregungen und Bedenken allen ausgear beiteten 
Beschlussvorschlägen zu. 
 
3. 
Der Gemeinderat nimmt einstimmig die vorgenommenen Planänderungen mit 
der Ausweisung von zwei Baufenstern für die Unterbr ingung von Flüchtlingen 
und Asylbegehrenden und der Erhöhung der Traufwandh öhe zustimmend zur 
Kenntnis. 
 
4. 
der Gemeinderat beschließt einstimmig die erneute D urchführung der 
Offenlage sowie die Beteiligung der Träger öffentli cher Belange. 
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A. Begründung 
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Abbildung 13 Darstellung Flächennutzungsplan�
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B.1  Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
 

 § 9 (1) BauGB und BauNVO  

 
1.1 Art der baulichen Nutzung 

§ 9 (1) BauGB 
 

 
 1.1.1 Mischgebiet - 

Ausnahmen 
§ 6 BauNVO 

Ausnahmen nach § 6 (3) BauNVO sind gemäß § 1 (6) 1 BauNVO 
nicht Bestandteil des Bebauungsplanes und daher nicht zulässig. 

 
1.2 Maß der baulichen Nutzung 

§ 9 (1) BauGB 
 

 
 1.2.1 Anrechenbare Grund-

fläche 
§ 19 (4) BauNVO 

Falls Zufahrten von Garagen sowie Stellplätze wasserdurchlässig 
angelegt werden, (z.B. Rasengittersteine, Spurplatten in Rasen 
eingebettet, Rasenschotter, Pflaster mit breiter Rasenfuge, mind. 2 
cm) sind diese nur mit 50 % auf die Grundfläche anzurechnen.  

 
1.3 Bauweise, überbaubare 

Grundstücksflächen 
§ 9 (1) 2 BauGB u. § 22 
BauNVO 

 

 
 1.3.1 Offene Bauweise 

nur Einzelhäuser 
 

Offene Bauweise gemäß § 22 (2) BauNVO 

 
 1.3.2 Überschreitung 

Baugrenze  
Balkone und Terrassen dürfen die Baugrenze bis zu 2 m in 
derTiefe und jeweils 5 m in der Breite überschreiten.  

 
 
1.4 Flächen für Stellplätze und 

Garagen mit ihren Zufahrten 
§ 9 (1) 4 BauGB 

 

 
 1.4.1. Garagen und über-

dachte Stellflächen 
Garagen und Stellplätze sind nur in den für Stellplätze 
gekennzeichneten Flächen zulässig. 

 
 1.4.2 Stellplätze .Stellplätze sind nur in den gekennzeichneten Flächen zulässig 

 
1.5 Pflanzgebot, Pflanzbindung 

§ 9 (1) 25 BauGB 
 

 
 1.5.1 Anpflanzungen   Zur möglichst weitgehenden Minderung der Beeinträchtigung des 

Naturhaushaltes sind mind. 30 % der Grundstücksfläche zu 
begrünen. Hierzu sind je angefangene 200 m² Grundstücksfläche 
mind. 1 Baum (sh. Pflanzenauswahl Bäume ) oder 5 heimische 
Sträucher zu pflanzen. Die im zeichnerischen Teil festgelegten 
Baumstandorte sind herzustellen. Weitere Baumstandorte sind 
möglich. 

 
 1.5.2 Pflanzqualität Die Qualität der geforderten Pflanzen muss den zur Zeit der Durch-

führung jeweils gültigen "Gütebestimmungen" für Baumschul-
pflanzen der FLL (= Forschungsgesellschaft Landschaftsentwick-
lung - Landschaftsbau e.V.) entsprechen. 
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Qualitäts- und Größenmerkmale: 
- Sträucher mind. 2x verpflanzt, mind. 60 - 80 cm hoch 

 
 1.5..3 Pflanzenauswahl 

Bäume 
 

    Malus (Zieräpfel) in Sorten 
Prunus (Zierkirschen) in Sorten 
Acer ginnala 
Acer platanoides „Globosum“ 
Alnus incana „Aurea“ 
Amelanchier arborea „Robin Hill“ 
Amelanchier lamarckii 
Cercis siliquastrum 
Cornus mas 
Crataegus coccinea 
Crataegus laevigiata „Paul Scarlet“ 
Crataegus x lavallei „Carrieri“ 
Crataegus monogyna 
Crataegus monogyna „Stricta“ 
Crataegus prunifolia 
Morus nigra 
Parrotia persica 
Pyrus communis „Beech Hill“ 
Pyrus salicifolia „Pendula“ 
Sorbus aria „Magnifica“ 
Sorbus intermedia 
Sorbus serotina 
Sorbus x thuringiaca „Fastigiata“ 

 

 
1.6 Höhenlage baulicher Anlagen 

§ 9 (1) BauGB und § 18 
BauNVO 

 

 
 
 1.6.1 Traufhöhe Die max. zulässige Traufwandhöhe wird wie folgt festgesetzt: 

 
8.70 m 
 
Als Bezugspunkt für die Traufwanfhöhe gilt die Höhe der 
nächstgelegenen anbaufähigen Straße. Bei sich verändernden 
Straßenhöhen gilt als Bezugspunkt die Höhe der Straße in der 
Mitte der Gebäudelänge zur Anbaustraße. Dieser Punkt über NN 
dürfen alle Traufwände des Baukörpers um maximal 8,70 m 
überschreiten. 
In Bezug auf die Berchnung der Traufwandhöhe und der Dachform 
gilt die Abstandsflächenvorschrift des § 4 Abs4 LBOBW in der 
Fassung der Bekanntmachung der Satzung. 
 

 1.6..2. Vollgeschosse Die Anzahl.der Vollgeschosse wird auf maximal zwei 
Vollgeschosse beschränkt 
 

 
 
 

B.2 örtliche Bauvorschriften gemäß §74 LBO 
 
 1.6.1 Dachform und 

Dachgestaltung 
Bei Hauptgebäuden sind nur Pultdäch zulässig.  
Die Dächer von Nebenanlagen, Garagen und Carportrs sind bis zu 
einer Dachneigung von 10° zu begrünen. 
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B.3 Hinweise 
 
 3.1 Mutterboden Bei allen Bauvorhaben sind Mutterboden (Oberboden) und 

Unterboden getrennt auszubauen, vorrangig einer Wiederver-
wertung zuzuführen und getrennt zu lagern. Mutterboden darf nicht 
mit Unterboden gemischt oder verdeckt werden (§ 4 BodSchG, 
§ 202 BauGB). 

 
 3.2 Zisternen Die Herstellung von Zisternen zur Nutzung auf dem eigenen 

Grundstück wird empfohlen. 
 

 3.3 Maßnahmen zur 
Baufreimachung 

Im Zuge der Baureifmachung sollte wegen der diversen Nutzungen 
in der nördlichen Teilfäche die oberste Bodenzone bis 0,1 / 0,15 m 
flächig abgeschoben werden. Darüber hinaus wird auf die 
Begründung zum Bebauungsplan und das der Begründung 
beigefügte Bodengutachten verwiesen. Die dortigen Hinweise sind 
zwingend zu beachten. 

 3.4 Bodenaustausch Aufgrund der vorhandenen Auffüllböden können bei Erdarbeiten 
Mehrkosten für die Entsorgung von Bodenaushub entstehen.  

 3.5 Hochwasser Nach den Hochwassergefahrenkarten des Landes Baden-
Württemberg liegt das Vorhaben innerhalb eines durch Deiche vor 
einem Hochwasser des Rheins geschützter Fläche. Bei einem 
Versagen der Deiche während eines Hochwassers des Rheins ist 
im Vorhabensbereich mit Überflutungen bis zu 4,0 m zu rechnen 

 3,6 Grundwasser/Wasserv
ersorung 

Im Plangebiet sind geringe Flurabstände zwischen 
Geländeoberkante und Grundwasserspiegel zu erwarten. Die 
Berücksichtigung der Grundwasserverhältnisse ist 
Planungsaufgabe des Architekten, Anfragen zu 
Grundwasserständen können schriftlich, per E-Mail oder per Fax an 
das Regierungspräsidium Karlsruhe gerichtet werden. Für eine 
eventuell erforderliche Wasserhaltung ist rechtzeitig vor Baubeginn 
eine wasserrechtliche Erlaubnis beim Landratsamt Karlsruhe, Amt 
für Umwelt und Arbeitsschutz zu beantragen. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage  der Gemeinde Oberhausen -Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 7 öffentlich DS-Nr. GR43/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Antrag des Unternehmens Höhl Containerdienst GmbH f ür die Genehmigung 
einer Abfalllagerungs- und Abfallbehandlungsanlage nach §§ 4, 10 BImSchG 
auf Gemarkung Speyer 
- Stellungnahme der Gemeinde im Rahmen der Offenlag e      
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  erläutert sehr ausführlich die Sitzungsvorlage. 
 
Das Unternehmen Höhl Containerdienst GmbH, Alte Rheinhäuser Straße 15, 
67346 Speyer, beantragte mit Schreiben vom 11.02.2016 bei der Struktur- und 
Genehmigungsdirektion Süd in Neustadt die Genehmigung einer Anlage für die 
Lagerung und Behandlung von Abfällen nach den §§4, 10 BImSchG. Die 
Antragsunterlagen wurden zur öffentlichen Auslegung der Gemeinde Oberhausen-
Rheinhausen rechtzeitig vor Beginn der Offenlage am 14.03.2016 übersandt. 
 
Nach §4 BImSchG bedürfen der Bau und der Betrieb von Anlagen, die auf Grund 
ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs in besonderem Maße geeignet sind, 
schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen oder in anderer Weise die 
Allgemeinheit oder die Nachbarschaft gefährden können, einer Genehmigung. Dies 
gilt auch für ortsfeste Abfallentsorgungsanlagen zur Lagerung oder Behandlung von 
Abfällen. Der Inhalt und der Ablauf des Verfahrens werden in §10 BImSchG geregelt. 
 
Das Unternehmen Höhl Containerdienst GmbH ist bereits seit mehreren Jahren in 
der Abfallwirtschaft tätig. Angaben, ab welchem Zeitpunkt die Tätigkeit aufgenommen 
wurde, sind in den Antragsunterlagen nicht enthalten. Es fehlen auch Hinweise auf 
vorangegangene Genehmigungen. Das Unternehmen plant den Neubau einer 
Recycling-Anlage an der Stockholmer Straße 24 in Speyer. Das Betriebsgrundstück, 
das derzeit bereits genutzt wird, umfasst eine Fläche von ca. 15.000 m² mit einer 
Gesamtnutzfläche von ca. 13.500 m² und liegt im Bereich des rechtskräftigen 
Bebauungsplans „Alte Rheinhäuser Weide“. Für die Fläche ist ein GI 
(Industriegebiet) festgesetzt. 
Die geplante Anlage dient der Zwischenlagerung gefährlicher und nicht gefährlicher 
Abfälle, der Behandlung nicht gefährlicher Abfälle durch Sortierung, Störstoffauslese 
oder Sieben sowie der Zwischenlagerung von Eisen- und Nichteisenschrott. 
Im Norden des Betriebsgrundstückes ist die Errichtung von drei Leichtbauhallen für 
Abfälle geplant. In der nordöstlichen Ecke des Grundstücks soll eine Lagerhalle für 
Maschinen und Geräte errichtet werden. In der Mitte und im Süden des Grundstücks 
befinden sich die Abstellflächen für Container und das Lager für mineralische 
Schüttgüter wie Mutterboden, Schotter, Splitt, Sand, Kies und Recycling-Material. An 
der Westseite des Betriebsgrundstücks sind Bürocontainer, die Waage sowie ein 
Sonderabfallzwischenlager geplant. 
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Die Zuwegung (Ein- und Ausfahrt) zum Betriebsgelände erfolgt im Westen über die 
Stockholmer Straße. Der Fahrweg für die LKW und PKW verläuft über die Waage bis 
zum östlichen Teil des Grundstücks und zurück. 
Das gesamte Gelände wird mit Ausnahme des Ein- und Ausfahrtbereichs im Westen 
mit einer Lärmschutzwand mit einer Höhe von 5,60 m umgeben. Die Wände werden 
mit Betonfertigbaublöcken bzw. aus einer Kombination von Gabionen und 
Doppelstabmattenzaun errichtet. 
Die künftige Betriebszeit wird während der Tageszeit zwischen 6 und 18 Uhr 
angegeben. An Tagen mit einer hohen Betriebsauslastung muss von einer 
Ausdehnung der Betriebszeiten bis 20 Uhr ausgegangen werden. Nachtbetrieb findet 
nicht statt. 
Die genaue Lage der Gebäude und Abstellflächen ist den nachstehenden 
Abbildungen 1 und 2 zu entnehmen. 
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Abbildung 14
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Abbildung 15 
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Die Anlage ist in Betriebseinheiten aufgeteilt, deren Beschreibungen nachfolgend 
aufgelistet sind: 
 
BE 100: 
Annahmekontrolle und Verwiegung der Materialien. 
Auf dem östlichen Bereich befindet sich ein Materialcontainer sowie PKW-Parkplätze, 
die Flächen werden weitgehend als Verkehrs- und Rangierflächen genutzt, hier wird 
kein Abfall zwischengelagert. 
 
BE 200: 
Lagerhalle für Maschinen und Geräte 
In der geplanten Lagerhalle werden verschiedene Maschinen gelagert, u.a. auch für 
den Winterdienst. 
 
BE 300: 
Leichtbauhallen-Abfallzwischenlager 
Hier ist der Bau von drei in der Reihe angeordneten, überdachten Leichtbauhallen 
geplant. Hier wird das Abfallsortiment gemäß Positivkatalog gesammelt, einer 
Störstoffauslese unterzogen und anschließend in ganzen Transporteinheiten zur 
vorgesehenen Entsorgungsanlage verbracht. Darüber hinaus werden in diesem 
Lagerbereich bei Bedarf Holzfenster mittels Bagger von Glas befreit. Das Holz wird 
als A IV Holz (mit Holzschutzmittel behandeltes Altholz) entsorgt, das Glas einer 
stofflichen Verwertung zugeführt. Der Untergrund ist betoniert, über 
Gefälleanordnung wird ein Stauraum für Löschwasser von rund 200 m³ erzeugt. 
 
BE 301: 
Lager für mineralische Schüttgüter 
Auf der ebenfalls betonierten, jedoch nicht überdachten Lagerfläche, ist die 
Zwischenlagerung von mineralischen Abfällen geplant. Darüber hinaus soll im 
westlichen Bereich der Fläche eine mobile Siebanlage für unbelastete Böden und 
Bauschutt installiert werden. Die Entwässerung der Fläche soll gemeinsam mit der 
BE 302 über einen Sandabscheider in den Schmutzwasserkanal erfolgen. 
 
BE 302: 
Abstellfläche für beladene Container und Behälter 
Auf dieser Fläche sollen beladene, abgedeckte und für den Abtransport vorbereitete 
Behälter abgestellt werden. Bei Bedarf werden hier auch Fahrzeuge geparkt. 
 
BE 303: 
Zwischenlager für Sonderabfälle 
Hier ist ein kleines Zwischenlager für Gefahrstoffe geplant. Es handelt sich um ein 
Lager in Modulbauweise, eine sogenannte SAFE Tank Kombination für 
wassergefährdende, nicht brennbare und brennbare Medien. 
 
BE 400: 
Lagerfläche für Natur- und Recyclingmaterial, Abstellfläche für Leerbehälter 
Hier werden ausschließlich Natur- und unbelastete RC-Materialien bzw. Schüttgüter 
zwischengelagert. Die Fläche ist geschottert, Oberflächenwasser kann direkt in den 
Untergrund versickern. Bei Bedarf werden mobile Schüttboxen zur besseren 
Trennung der einzelnen Materialien eingesetzt. 
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Alle Abfälle, die angenommen, zwischengelagert und behandelt werden, sind in 
einem Positivkatalog dargestellt. Die Gesamtanlage hat eine jährliche Kapazität von 
maximal 35.000 t. 
 
Die Aufschlüsselung der einzelnen Abfallarten und Mengen sind dem nachstehenden 
Positivkatalog zu entnehmen. (Abbildung 3,4,5) 
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Abbildung 16 
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Abbildung 18 

 

Abbildung 17 
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Für die Antragsstellung wurden folgende Gutachten vorgelegt: 
Lärmgutachten, Gutachten zu den Staubemissionen und –immissionen, 
Umweltverträglichkeitsvorprüfung, Artenschutzrechtliche Prüfung, FFH-Vorprüfung. 
 
 

Prüfung der Beeinträchtigung durch Lärm und Staub 
 
Schallschutz 
Die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm betragen für gewerbliche Immissionen in 
Industriegebieten: 

- tags von 06.00 bis 22.00 Uhr: 70 dB(A), der Beurteilungszeitraum beträgt hier 
16 Stunden 

- nachts von 22.00 bis 06.00 Uhr: 70 dB(A), mit einem Beurteilungszeitraum von 
einer Stunde. 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am Tage um 
nicht mehr als 30 dB(A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB(A) überschreiten. 
 
Die vorliegende Untersuchung zeigt auf, dass durch das Planungsvorhaben keine 
Beurteilungspegel und Maximalpegel verursacht werden, die die 
Immissionsschutzvorgaben der TA Lärm an der schutzwürdigen Bebauung in 
unmittelbarer Umgebung erreichen oder überschreiten. Die berechneten 
Beurteilungspegel laut Gutachten unterschreiten an allen Immissionsorten der 
umliegenden Gebäude im Industriegebiet den Richtwert von 70 dB(A) um 
mindestens 10 dB(A). Untersuchungen für die Ortslage von Rheinhausen wurden 
nicht durchgeführt, da die Schallpegelberechnung bereits in geringerer Entfernung 
Werte von unter 50 dB(A) ergeben haben. Die Eingrenzung des Lärmpegels ist 
insbesondere auf die Höhe der Einfriedung zurückzuführen. So herrschen bereits in 
unmittelbarer Nähe auf 3m über Straßenhöhe Beurteilungspegel von 55 – 60 dB(A), 
im Bereich der angrenzenden Stockholmer Straße 50-55 dB(A) und am 
Verwaltungsgebäude des Logistikzentrums der Fa. Daimler weniger als 50 dB(A). 
 
 
Staubemission und -immission 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurde ein Gutachten über die 
Staubimmission laut VDI-Richtlinie 3790, Blatt 3, durchgeführt. Die Richtlinie selbst 
lege nach Aussage der Gutachter die möglichen Emissionswerte verschiedener 
Stoffe höher fest, als dies bei konkreten Messungen festgestellt worden sei. Es ist 
daher davon auszugehen, dass beim tatsächlichen Betrieb der Anlage weniger 
Staubemissionen entstehen als im Gutachten ausgewiesen sind. 
Die Staubimmissionen selbst wurden mit dem Ausbreitungsmodell AUSTAL2000 
ermittelt, das den Anforderungen des Anhangs 3 der TA Luft entspricht. 
Die Berechnungen zeigen, dass die Staubbelastung die Immissionswerte nach 
Nr. 4.2.1 und Nr. 4.3.1 der TA Luft an den maßgeblichen Immissionsorten einhält. 
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Abbild
ung 19 Darstellung der Ausbreitung der Staubimmissionen 

 
 
 

Prüfung der Umweltbelange 
 
Die Antragsunterlagen enthalten Gutachten zur FFH Prüfung nach § 42 BNatschG 
sowie einen Fachbeitrag zum Artenschutz. Auffallend hierbei ist, dass das 
Grundstück direkt an den Rheinhochwasserdeich und damit an die entsprechenden 
Vogelschutz- und FFH-Gebieten angrenzt. Die Gutachter kommen dabei zu dem 
Ergebnis, dass die Maßnahme eine potentielle Beeinträchtigung der entsprechenden 
Schutzgebiete darstellt. Zur Vermeidung einer erheblichen Population des 
Mittelspechtes sind entsprechende Vermeidungsmaßnahmen in Bezug auf Schall 
und Staubemissionen umzusetzen. Ingesamt sind die Gutachten im Vergleich zu 
anderen Verfahren sehr dünn gehalten. Es fehlen nachvollziehbare Angaben zur 
Anzahl von Begehungen und der Anzahl der zu erwartenden Tiere. 
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Stellungnahme 

 
Die Gemeindeverwaltung gibt nach Durchsicht und Prüfung des Antrags im Hinblick 
auf die Belastungen der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen die nachstehende 
Stellungnahme im Rahmen der Offenlage ab: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen bedankt sich für die Beteiligung an der Offenlage 
des Antrags auf Genehmigung einer Anlage nach §§ 4, 10 BImSchG des Unternehmens 
Höhl Containerdienst GmbH mit Sitz in der Rheinhäuser Straße 15 in 67346 Speyer und die 
Übersendung der Unterlagen. Hierzu nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Grundsätzlich bestehen keine Einwendungen gegen das Vorhaben des Unternehmens Höhl 
Containerdienst GmbH. Es fehlen jedoch nähere Ausführungen zu möglichen Belastungen 
durch Staub und Lärm auf die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen, insbesondere auf den 
Ortsteil Rheinhausen. Die Gemeinde fordert daher, auf die mögliche Belastung der 
Bürgerinnen und Bürger von Rheinhausen einzugehen und die in den vorgelegten Gutachten 
enthaltenen Berechnungen der Emissionswerte auf die Wohnbebauung von Rheinhausen zu 
erweitern. Zwar werden entsprechende Pläne zur Ausbreitung von Staub und Lärm für die 
unmittelbare Umgebung dargestellt, es fehlen jedoch Bezüge zu der rechtsrheinischen 
Wohnbebauung. 
 
Die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm für allgemeine Wohngebiete betragen: 

- tags von 06.00 bis 22.00 Uhr: 55 dB(A), der Beurteilungszeitraum beträgt hier 16 
Stunden 

- nachts von 22.00 bis 06.00 Uhr: 40 dB(A), mit einem Beurteilungszeitraum von einer 
Stunde. 

 
Die Immissionsrichtwerte nach TA Luft zum Schutz der menschlichen Gesundheit betragen: 

- für Schwebstaub: 40 µg/m³ im Jahr. 
 
Ob diese Werte an der Wohnbebauung von Rheinhausen eingehalten werden, ist durch das 
vorgelegte Gutachten nicht ersichtlich. Die Gemeinde geht davon aus, dass die Richtwerte 
nicht überschritten werden, möchte dies aber gutachterlich belegt wissen. 
 
Zusätzlich fordert die Gemeinde die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd in Neustadt 
an der Weinstraße als Genehmigungsbehörde auf, die oben genannten Richtwerte als 
Auflage in die Genehmigung nach §§ 4, 10 BImSchG dergestalt aufzunehmen.  
 
Ergänzend bitten wir um Mitteilung warum Teile der Antragsunterlagen insbesondere die 
Ziffern 19, 20 ,23, 24 nicht Bestandteil der Antragsunterlagen waren. 
 
Mit freundlichem Gruß aus Oberhausen-Rheinhausen 
 
Martin Büchner, Bürgermeister 
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Auf Wunsch von Gemeinderat Aumüller  (FÖDL) ergänzt Herr Büchner die 
Stellungnahme der Gemeindeverwaltung in einigen Passagen und lässt ohne weitere 
Aussprache darüber abstimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig folgender Stellun gnahme zu: 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen bedankt sich für die Beteiligung an der Offenlage des 
Antrags auf Genehmigung einer Anlage nach §§ 4, 10 BImSchG des Unternehmens Höhl 
Containerdienst GmbH mit Sitz in der Rheinhäuser Straße 15 in 67346 Speyer und die Übersendung 
der Unterlagen. Hierzu nehmen wir wie folgt Stellung: 
 
Grundsätzlich bestehen Einwendungen gegen das Vorhaben des Unternehmens Höhl 
Containerdienst GmbH. Es fehlen nähere Ausführungen zu möglichen Belastungen durch Staub und 
Lärm auf die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen, insbesondere auf den Ortsteil Rheinhausen. Die 
Gemeinde fordert daher, auf die mögliche Belastung der Bürgerinnen und Bürger von Rheinhausen 
einzugehen und die in den vorgelegten Gutachten enthaltenen Berechnungen der Emissionswerte 
auf die Wohnbebauung von Rheinhausen zu erweitern. Zwar werden entsprechende Pläne zur 
Ausbreitung von Staub und Lärm für die unmittelbare Umgebung dargestellt, es fehlen jedoch 
Bezüge zu der rechtsrheinischen Wohnbebauung. 
 
Die Immissionsrichtwerte nach TA Lärm für allgemeine Wohngebiete betragen: 

- tags von 06.00 bis 22.00 Uhr: 55 dB(A), der Beurteilungszeitraum beträgt hier 16 Stunden 
- nachts von 22.00 bis 06.00 Uhr: 40 dB(A), mit einem Beurteilungszeitraum von einer Stunde. 

 
Die Immissionsrichtwerte nach TA Luft zum Schutz der menschlichen Gesundheit betragen: 

- für Schwebstaub: 40 µg/m³ im Jahr. 
 
Ob diese Werte an der Wohnbebauung von Rheinhausen eingehalten werden, ist durch das 
vorgelegte Gutachten nicht ersichtlich. Die Gemeinde geht davon aus, dass die Richtwerte nicht 
überschritten werden, möchte dies aber gutachterlich belegt wissen. 
 
Zusätzlich fordert die Gemeinde die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd in Neustadt an der 
Weinstraße als Genehmigungsbehörde auf, die oben genannten Richtwerte als Auflage in die 
Genehmigung nach §§ 4, 10 BImSchG dergestalt aufzunehmen.  
 
Ergänzend wird die Antragstellerin aufgefordert, die Umweltgutachten dahingehend zu ergänzen, 
dass die Anzahl der Begehungen, der Zeitraum der Begehung sowie die exakten Standorte der 
vorgefundenen Tierarten dargestellt werden. 
 
Ergänzend bitten wir um Mitteilung warum Teile der Antragsunterlagen insbesondere die Ziffern 19, 
20, 23, 24 nicht Bestandteil der Antragsunterlagen waren. 
 
Mit freundlichem Gruß aus Oberhausen-Rheinhausen 
 
Martin Büchner, Bürgermeister 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 8 öffentlich DS-Nr. GR44/2016 
Fachamt: Bürgerbüro  zur Beschlussfassung  
Antrag des TSV Rheinhausen auf Gewährung eines Zusc husses zur 
Anschaffung eines Rasentraktors 
 
 
Beratung: 
 
Gemeinderat Zieger (FÖDL) erklärt sich für befangen und begibt sich in den 
Zuhörerbereich. 
 
Bürgermeister Büchner  merkt an, dass mit E-Mail – Schreiben vom 18.03.2016 der 
TSV Rheinhausen zur Anschaffung eines Rasentraktors einen Investitionszuschuss 
der Gemeinde nach den Vereinsförderrichtlinien beantragte. Beantragt wird ein 
Zuschuss zum Kauf eines John-Deere-Rasentraktor zum Anschaffungspreis von 
3.000,00 €.  
 
Solche Zuschussanträge müssen nach Ziffer VI.6 bis spätestens 30.09. des dem 
beabsichtigten Bau/Kauf vorausgehenden Jahres bei der Verwaltung eingegangen 
sein. Zu diesem Zeitpunkt lag der Verwaltung kein Antrag vor. Da beim ersten 
Pflegeeinsatz der Arbeitsgruppe festgestellt wurde, dass der Rasenmäher defekt ist, 
wurde der Antrag erst jetzt gestellt. 
 
Nach den derzeitigen Vereinsförderrichtlinien werden die Sportplätze vom Bauhof 
der Gemeinde während der Vegetationsperiode mit dem Sportplatzrasenmäher 
gemäht. Dabei werden, je nach Bedarf, auch die Flächen neben den Sportplätzen 
Richtung Rheinhochwasserdamm gepflegt. Dabei kommt der Anlagenrasenmäher 
zum Einsatz. 
 
Auf der gesamten Anlage des TSV Rheinhausen gibt es jedoch außer diesen 
Flächen noch weitere Flächen, die vom Arbeitstrupp des Vereins gepflegt und 
gemäht werden. Dies sind die Fläche beim Trainingsplatz entlang der Kleinfeldstraße 
bis zum Ende der Sportanlage bei der alten Kläranlage, die Rasenflächen zwischen 
den beiden Sportplätzen sowie die oben genannten Flächen Richtung Damm. Diese 
werden von der Arbeitsgruppe nachgemäht, um auch dort trainieren zu können. 
Hierfür ist ein Aufsitzrasentraktor notwendig, da die Flächen insgesamt die übliche 
Größe für Handrasenmäher weit übersteigt. 
 
 

Regelungen aus den Vereinsförderrichtlinien 
 
In den Vereinsförderrichtlinien der Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen ist in Bezug 
auf Investitionen folgendes geregelt:  
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Investitionszuschüsse 
 
1. 
Die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen kann Zuschüsse zur Errichtung vereinseigener 
Baulichkeiten sowie im Einzelfall für Sanierungsmaßnahmen gewähren. 
 
 
 
2. 
Bezuschusst werden nur Maßnahmen, die dem unmittelbaren Vereinszweck dienen (z.B. der aktiven 
Sportausübung). Der Bau, der Ausbau oder die Sanierung von Vereinsgaststätten sind hiervon 
ausgenommen. 
 
3. 
Die Zuschusshöhe beträgt 25% der zuschussfähigen Aufwendungen. 
. 
. 
. 
 
6. 
Zuschussanträge nach Nr. VI müssen bis spätestens 30.09. des dem beabsichtigten Baubeginn 
vorausgehenden Jahres bei der Verwaltung eingegangen sein. 
 
7. 
Der förderungsfähige Aufwand muss mindestens 5.000,-- € betragen. 
 
 
Die Vereinsförderrichtlinien sind somit nicht direkt auf die Anschaffung eines 
Rasenmähers anwendbar. Sie wurden jedoch in der Vergangenheit (siehe 
Sitzungsvorlage des Gemeinderats vom 17. April 2000, DS Nr. GR039/2000, 
TOP Nr. 5 analog in Bezug auf die Höhe des Fördertatbestandes angenommen.  
 
 

Stellungnahme der Gemeindeverwaltung 
 
Die Verwaltung ist der Auffassung, aufgrund des nichtvorhersehbaren Ausfalls des 
seitherigen Rasenmähers für den Kauf eines Rasentraktors zum Angebotspreis von 
3.000,00 € einen Investitionszuschuss von 25 % gleich 750,00 € zu gewähren. 
Begründet wird dies damit, dass es sich beim Kauf ebenfalls um eine Investition, 
wenn auch nicht um eine Bauinvestition handelt. In Bezug auf die Ziffer 7 der 
Richtlinie, wonach die Gesamtausgaben mindestens 5.000,00 € betragen müssen, 
bevor eine Förderung möglich ist, halten wir eine analoge Anwendung aus zwei 
Gründen für nicht erforderlich. Erstens handelt es sich bei Investitionen außerhalb 
von Bauinvestitonen häufig um Ausgaben unterhalb des genannten Betrages von 
5.000,00 €. Sie wären somit generell nicht förderfähig, was im Hinblick auf ihre 
Bedeutung für den Verein und die Allgemeinheit nicht nachvollziehbar wäre. 
Zweitens übernimmt der Verein damit Pflegearbeiten, die letztendlich von der 
Gemeinde auszuführen wären. Durch einen relativ geringen Zuschuss werden somit 
weitere Kosten bei der Gemeinde eingespart.  
 



Nr. 5/2016 
 

-84- 
 

 
Nach seinen Ausführungen lässt Bürgermeister Büchner  den Gemeinderat ohne 
gesonderte Stellungnahmen der Fraktionen über den Beschlussvorschlag 
abstimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat stimmt der Gewährung eines Investit ionszuschusses von 
25 %, höchstens jedoch 750,00 € zum Kauf eines Rase ntraktors für den TSV 
Rheinhausen zu. 
 
��� �  11 Ja-Stimmen, 1 Gegenstimme und 9 Enthaltungen 
��� �  Zustimmung 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage de r Gemeinde Oberhausen -Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 9 öffentlich DS-Nr. GR45/2016 
Fachamt: Rechnungsamt  zur Beschlussfassung  
Umlage Gemeindeverwaltungsverband Philippsburg  
- Zustimmung zu überplanmäßigen Ausgaben           
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  geht kurz auf den Sachverhalt ein und merkt an, dass im 
Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2016 unter der Haushaltsstelle 9000-833000 für 
die entstehenden Kosten beim Gemeindeverwaltungsverband Philippsburg ein 
Betrag von 23.200,00 € eingestellt wurde. Grundlage für diesen Ansatz war der 
Doppelhaushalt des Verwaltungsverbandes für die Jahre 2016 und 2017, der von der 
Verbandsversammlung am 09.11.2015 beschlossen wurde. Für das Jahr 2016 hat 
die Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen planmäßig einen Anteil von 23.186,00 € bei 
Gesamtausgaben von 68.300,00 € zu tragen. 
 
Die Jahresrechnung des Gemeindeverwaltungsverbandes Philippsburg, die in der 
Verbandsversammlung am 21.04.2016 verabschiedet werden soll, weist für die 
Gemeinde Oberhausen-Rheinhausen eine Nachzahlung für das Jahr 2015 von 
3.354,05 € aus. Dies konnte seitens der Verbandsführung bei der Planerstellung 
nicht mitgeteilt werden, da zu diesem Zeitpunkt das voraussichtliche 
Rechnungsergebnis 2015 noch nicht feststand. 
 
Da die eingestellten Haushaltsmittel somit nicht ausreichen, um sowohl die 
Jahresumlage 2016 als auch die Nachzahlung für 2015 zu leisten, bittet die 
Verwaltung den Gemeinderat, den entsprechenden überplanmäßigen Ausgaben von 
3.350,00 € zuzustimmen. 
 
Nach seinen Ausführungen lässt Bürgermeister Büchner  den Gemeinderat ohne 
gesonderte Stellungnahmen der Fraktionen über den Beschlussvorschlag 
abstimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig den überplanmäßig en Ausgaben in Höhe 
von 3.350,00 € unter der Haushaltsstelle 9000-83300 0 gemäß § 84 GemO zu. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 10 öffentlich DS-Nr. GR46/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Gemeinschaftsschule Oberhausen -Rheinhausen  
- Beschluss über die Vergabe der Werkleistung 'Aufz ug'           
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  merkt an, dass der Gemeinderat der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen sich in seiner Sitzung am 11.05.2015, TOP Nr. 1, DS-Nr. 
GR41/2015 mit der weiteren Vorgehensweise zur Sicherstellung der für den 
Unterricht erforderlichen Räume an der Gemeinschaftsschule in Oberhausen-
Rheinhausen befasst hat. Dabei wurden ihm die Baukostenschätzung für den 
vorgesehenen Erweiterungsbau von ca. 3.200.000,00 €-4.000.000,00 € vorgestellt. 
Am 16.11.2015 wurde der Gemeinderat unter dem Tagesordnungspunkt TOP Nr. 6, 
DS-Nr. 97/2015 über den Stand des Förderantrags zur Schulhauserweiterung 
informiert. Darüber hinaus wurde der Standort für den Erweiterungsbau festgelegt. In 
der gleichen Sitzung wurde das Büro SLP mit der Durchführung der Statik sowie das 
Ingenieurbüro Bender und Uhrig mit der Planung für Heizung, Lüftung, Sanitär und 
Elektro beauftragt. 
 
Zwischenzeitlich wurden Baugrunduntersuchungen durch das Büro GHJ 
Ingenieurgesellschaft für Geo- und Umwelttechnik GmbH & Co. KG durchgeführt und 
das Büro für Bauphysik Horstmann + Berger für den Schallschutz beauftragt. 
Weiterhin wurde ein Bauzeitenplan erstellt, nach dem mit einer Schlussabnahme im 
Februar 2017 zu rechnen ist. Baubeginn ist für Mai 2016 vorgesehen. 
 
Über den Förderantrag der Gemeinde wurde bisher noch nicht entschieden. Sobald 
eine konkrete Mitteilung des Regierungspräsidiums vorliegt, werden wir den 
Gemeinderat hierüber informieren. 
 
In der Zeit vom 05. Februar 2016 bis zum 08. März 2016 erfolgte die beschränkte 
Ausschreibung für die Werkleistung „Aufzug“. Insgesamt zehn Unternehmen wurden 
zur Abgabe eines Angebots aufgefordert. Zum Submissionstermin am 08. März 2016 
um 11:00 Uhr lagen der Gemeindeverwaltung drei Angebote vor. 
 
 

Ergebnis des Submissionstermins 
 
Bieter Endbetrag bei Eröffnung Endbetrag geprüft 
C. Haushahn GmbH & Co KG, Heilbronnerstraße 
364, 70469 Stuttgart 

46.244,59 € 46.244,59 € 

Reichert Aufzüge, Nebeniusstraße 34, 76137 
Karlsruhe 

54.359.20 € 54.359,20 € 

ATH GmbH & Co KG, Austraße 103, 74076 
Heilbronn 

58.512,30 € 57.789,30 € 
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Ausgeschrieben wurde sowohl der Einbau als auch die Wartung über einen Zeitraum 
von vier Jahren (Gewährleistungsfrist). Nach Prüfung der Angebote durch das 
Büro.460 wird vorgeschlagen, der Firma C. Haushahn GmbH & Co KG den Auftrag 
für die Durchführung der Arbeiten zu erteilen. Die Firma Haushahn hat das 
Alternativangebot „Standardaufzug liveLine Mix“ ihrem Antrag zu Grunde gelegt. Die 
Ausstattung des Standardaufzuges entspricht in vollem Umfang den 
ausgeschriebenen Anforderungen und kann als gleichwertig gewertet werden. Die 
Kosten für die Fördertechnik betragen 39.972,10 €, die Kosten für Wartung im 
Zeitraum von vier Jahren 6.272,49 €. 
 
Nach seinen Ausführungen lässt Bürgermeister Büchner  den Gemeinderat ohne 
gesonderte Stellungnahmen der Fraktionen über den Beschlussvorschlag 
abstimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat beschließt einstimmig, den Auftrag für den Einbau und die 
Wartung des Aufzugs im Erweiterungsbau der Gemeinsc haftsschule zum 
Angebotspreis von 46.244,59 € an den wirtschaftlich sten Anbieter, die Firma 
C. Haushahn GmbH & CO KG, Heilbronner Straße 364, 7 0469 Stuttgart zu 
vergeben. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhaus en-Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016 

TOP Nr.: 11 öffentlich DS-Nr. GR47/2016 
Fachamt: Büro des Bürgermeisters  zur Beschlussfassung  
Gemeinschaftsschule Oberhausen -Rheinhausen  
- Beschluss über die Vergabe der Arbeiten Rohbau un d Holzbau           
 
 
Beratung: 
 
Bürgermeister Büchner  geht kurz auf den Sachverhalt der Sitzungsvorlage ein. 
 
Die Leistungen für die Durchführung der Rohbauarbeiten waren vom 29. Februar 
2016 bis zum 22. März 2016 öffentlich ausgeschrieben. Die Ausschreibung erfolgte 
über die Badischen Neuesten Nachrichten sowie das Internetportal der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen. Zum Submissionstermin gingen insgesamt sieben 
Angebote bei der Gemeinde ein. 
 
Nr. Bieter  Angebotssumme  
1. K&A Bauunternehmung, Kriegstraße 144,76133 Karlsruhe 436.675,45 € 
2. Albert Eisenbiegler Bauunternehmung GmbH, 77815 547.700,00 € 
3. Harsch Bau GmbH & Co. KG, Rinklingerstraße 7,75015 Bretten 556.155,46 € 
4. A. Altenbach Bauunternehmung GmbH & Co. KG, 69123 Heidelberg 558.045,44 € 
5. KHU-Bau GmbH, Marienstraße 12,68753 Waghäusel 571.752,76 € 
6. Bernd Sauter Bauunternehmung GmbH, 76661 Philippsburg 581.764,13 € 
7. ALL-Bau GmbH, In den Kuhwiesen 10,76149 Karlsruhe 636.788,35 € 

 
Die Kostenberechnung des Architekturbüros ergab für die Werkleistung Rohbau 
Kosten von 563.898,54 €. Das günstigste Angebot der Firma K&A Bauunternehmung 
liegt um 127.223,09 € unter diesem Ansatz. Die Gemeinde Oberhausen-
Rheinhausen rät, dem wirtschaftlichsten Anbieter, der Firma K&A Bauunternehmung 
aus Karlsruhe den Auftrag zur Durchführung der Rohbauarbeiten zum Angebotspreis 
von 436.675,45 € zu erteilen. Eine Überprüfung der Summe beim Anbieter hat 
ergeben, dass diese wirtschaftlich auskömmlich ist. 
 
 

Holzbau 
 
Die Leistungen für die Durchführung der Holzauarbeiten waren vom 29. Februar 
2016 bis zum 22. März 2016 öffentlich ausgeschrieben. Die Ausschreibung erfolgte 
über die Badischen Neuesten Nachrichten sowie das Internetportal der Gemeinde 
Oberhausen-Rheinhausen. Zum Submissionstermin gingen insgesamt drei Angebote 
bei der Gemeinde ein. 
 
Nr. Bieter  Angebotssumme  
1. Rieg Holzbau, Bähglesäcker 17, 73527 Schwäbisch Gmünd 408.202,36 € 
2. Holzbau Ammann GmbH, Albtalstraße 1,79809 Weilheim-Bannholz 473.047,16 € 
3. Schmidt GmbH, Grabenerstraße 34,76646 Bruchsal 485.523,57 € 
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Die Kostenberechnung des Architekturbüros ergab für die Werkleistung 
Holzbaukosten von 444.745,25 €. Das Angebot des günstigsten Bieters, der Firma 
Rieg, liegt um 36.542,89 € unter diesem Betrag. Die Gemeindeverwaltung rät, dem 
wirtschaftlichsten Anbieter, der Firma Rieg Holzbau den Auftrag zur Durchführung 
der Holzbauarbeiten zum Angebotspreis von 408.202,36 € zu erteilen. 
 
Hinweis: 
Die Gesamtausgaben für das Bauvorhaben belaufen sich derzeit auf 154.278,62 €. 
 
Nach seinen Ausführungen lässt Bürgermeister Büchner  den Gemeinderat ohne 
gesonderte Stellungnahmen der Fraktionen über den Beschlussvorschlag 
abstimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
1. 
Der Gemeinderat erteilt einstimmig dem wirtschaftli chsten Anbieter,  der Firma  
K&A Bauunternehmung, Kriegstraße 144, 76133 Karlsru he, den Auftrag zur 
Ausführung der Rohbauarbeiten zum Angebotspreis von  436.675,45 €. 
 
2. 
Der Gemeinderat erteilt einstimmig dem wirtschaftli chsten Anbieter, der Firma 
Rieg Holzbau, Bähglesäcker 17, 73527 Schwäbisch Gmü nd, den Auftrag zur 
Durchführung der Holzbauarbeiten zum Angebotspreis von 408.202,36 €. 
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Protokoll zur Sitzungsvorlage der Gemeinde Oberhausen -Rheinhausen  

Gremium: Gemeinderat  Sitzungstag: 25.04.2016  

TOP Nr.: 12 öffentlich DS-Nr. GR48/2016 
Fachamt: Rechnungsamt  zur Beschlussfassung  
Annahme von Spenden            
 
 
Beratung: 
 
Gemeinderat vom Brocke (SPD) erklärt sich für befangen und begibt sich in den 
Zuhörerbereich. 
 
Bürgermeister Büchner  merkt an, dass der Gemeinderat letztmals am 21.03.2016 
der Annahme von Spenden zustimmte.  
 
Die Gemeinde hat seit der letzten Sitzung folgende weitere Geldspende 
erhalten: 
 
Herrn und Frau      200,00 € für den Sozialfonds  
Peter und Dr. Inge vom Brocke 
Krokusweg 2 
68794 Oberhausen-Rheinhausen 
 
Nach seinen Ausführungen lässt Bürgermeister Büchner  den Gemeinderat ohne 
gesonderte Stellungnahmen der Fraktionen über die Annahme der oben genannten 
Spenden abstimmen. 
 
 
 
Beschluss:  
 
Der Gemeinderat stimmt einstimmig der Annahme der o ben genannten 
Geldspende zu. 
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Hinweis: 
 
Die Audio-Aufnahmen der Sitzung sind Bestandteil de s Protokolls. 
 
 
 
Der Protokollführer:       Der Bürgermeister: 
 
 
 
Der Gemeinderat: 
 


